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Gesetzsammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

1. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt:Verordng betressend die Einberufung des Landiogs des Firsteniums S. .

&amp; I. Verordnung
vom 20. Februar 1915,

betreffend die Einberufung des Landtags des Fürstentums.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen hiermit, daß der Landtag des Fürstentums auf

Montag, den 8. März 1915,

in Unsere Residenz Rudolstadt einzuberufen ist und beanftragen Unser Ministerium

mit der Ausführung dieser Verordnung.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rathsfeld, den 20. Februar 1915.

(L. S.) Günther.

Frhr. v. d. Recke.

Ausgegeben in Rndolstadt am 23. Februar 1915.

Fa#kl. Schwarzb.-Rudolst. Eesetzlammlung LXXVI.
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Gesetzsammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

2. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: Ministerial-Bekanntmachung, betressend Anträge auf Leistungen der Invaliden= und

Hinterbliebenenversicherung. S. 3. — Ministerial-Bekanntmachung über das Ver-

fahren bei Einziehung, Verwendung und Verrechnung der Beiträge zur Invaliden-
und Hinierbliebenenversicherung. S. 4. — Ministerial-Bekanntmachung, belressend

eine Anderung der Postordnung S. 35.

 # II. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. Februar 1915,

betreffend Anträge auf Leistungen der Invaliden= und Hinterbliebenen-

versicherung.

Auf Grund des § 1616 der Reichsversicherungsordnung bestimmen wir

folgendes:
In den Bezirken der slaatlichen Versicherungsämter können Ansprüche auf die

Leistungen der Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung auch bei den Gemeinde-

und Gutsbezirksvorständen des Wohn= oder Beschäftigungsorts mit der Wirkung

der §§ 1256, 1263 R.V.O. angemeldet werden.

Die Gemeinde= und Gutsbezirksvorstände haben die Anträge unverzüglich an

das zuständige Versicherungsamt (§ 1614 N.V.O.) weiter zu geben.

Die Ministerial-Bekanntmachung vom 3. Jannar 1900, betreffend das Ver-

sohren vor den unteren Verwaltungsbehörden des Invalidenversicherungsgesebes

(Ges.-S. S. 31), wird aufgehoben.

Rudolstadt, den 2. Februar 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abtellung des Innern.

Werner.
Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesetsammlung LXXVI. 2

Ausgegeben in Rudolstadt am 3. Mörz 1915.
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) III. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. Februar 1915

über das Verfahren bei Einziehung, Verwendung und Verrechnung der

Beiträge zur Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung.

Auf Grund von §. 1453 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli

1911 (Reichs-Geseblatt S. 509) erlassen wir im Einverständnis mit den Re-

gierungen der übrigen bei der Thüringischen Landesversicherungsanstalt beteiligten

Staaten die nachstehende Aunweisung für die Orts-, Land-, Betriebs-, Innungs-

und Kuappschaftskrankenkassen über das Verfahren bei Einziehung, Verwendung

und Verrechnung der Beiträge zur Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung.

Die Anweisung tritt vom 1. April 1915 ab an die Stelle der durch Mini-

sterial-Bekanntmachung vom 23. Februar 1901 (Ges.-S. S. 15) veröffentlichten

Anweisung für die Vorstände der Orts-, Betriebs (Fabrik)-, Bau-, Innungs= und
Knappschaftskrankenkassen, sowie für die Verwaltungen der Gemeindekrankenversiche-

rungen und landesrechtlichen Einrichtungen ähnlicher Art, betr. die Erhebung der

Beiträge zur Invalidenversicherung nach dem Reichsgeset vom 13. Juli 1899.

Rudolstadt, den 2. Februar 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Ubteklung des Innern.

Werner.

Anweisung
für die Orts-, Land-, Betriebs-, Junungs= und Kunappschaftskrankenkassen

über das Verfahren bei Einziehung, Verwendung und Verrechnung der

Beiträge zur Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung nach der

Reichsversicherungsordnung.

81.

Versicherungspflicht.

Die Juvaliden- und Hinterbliebenenversicherung erstreckt sich auf die der

Krankenversicherungspflicht unterfallenden Personen, sofern sie das 16. Lebensjahr
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überschritten haben und nicht nur freien Unterhalt empfangen, won Sachbezüge,
die das Maß des persönlichen Bedürfnisses übersteigen, nicht gehör

Ausgenommen von der Invaliden- und Hainterhlbenenv Mhirmgspfich. sind

die Hausgewerbtreibenden, soweit nicht durch Bundesratsbeschluß die Versicherungs-

pflicht auf sie ausgedehnt ist. In Frage kommen bis jetzt nur:

a) die Hausgewerbtreibenden der Tabakfabrikation (Bekanntmachung des

Reichskanzlers vom 16. Dezember 1891, Reichs-Gesetzblatt S. 395,

Pomplitz, R.V.O., Band II/III S. 43),

b) Hausgewerbtreibende der Textilindustrie (Bekanntmachungen des Reichs-
kanzlers vom 1. März 1894 und 9. November 1895, Reichs-Gesetzblatt

S. 324 und 452, Pomplitz, N.V.O., Band II/III S. 46 und 51).

Lehrlinge sind auch dann versicherungspflichtig, wenn der gewährte Barbetrag

als Kostgeld oder ähnlich bezeichnet und an den Lehrling selbst oder seine Ange-

hörigen gezahlt wird. Doch wird bei Beträgen, die sich auf weniger als ein Drittel

des für Versicherte vom 16. bis 21. B D Ortslohns belaufen, Ver-
sicherungspflicht nicht in Anspruch zu nehme

Arbeiter, Gehilfen, Gesellen und *- unterliegen der Versicherungs-

pflicht ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Einkommens, die übrigen Personen nur,

wenn ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst 2000 J nicht übersteigt.

Die Angestelltenversicherung hat den Kreis der nach der Reichsversicherungs-

ordnung versicherten Personen nicht eingeschränkt.
Ausländer sind ebenso versicherungspflichtig wie Inländer. Versicherungsfrei

sind nur

Polen russischer oder österreichischer Staatsangehörigkeit (rote Ausweiskarten),
denen zur Beschäftigung in land= und forstwirtschaftlichen Betrieben oder

ihren Nebenbetrieben der Aufenthalt im Inlande nur für eine bestimmte

Zeit des Jahres gestattet ist.

In diesen Fällen zahlt der Arbeitgeber die auf ihn entfallende Beitragshälfte

bar an die Versicherungsanstalt. Werden jedoch die vorbezeichneten Polen schon

vor der behördlich gestatteten Aufenthaltsdauer in der Land= oder Forstwirtschaft

beschäftigt, so sind auch sie für die ganze Dauer der Beschäftigung zu ver-

sichern. Erstreckt sich die Beschäftigung über das Ende der gestatteten Aufenthalts-

dauer hinaus, so tritt ebenfalls Versicherungspflicht ein mit dem Zeitpunkt, zu dem

ein die Aufenthaltsbeschränkung ausschließender Dienstvertrag geschlossen wird.

Versicherungs
Wiicht von Haus-

aiire!s—i-

Versicherungs-
puslicht von Lehr-

tingen.

Einfluß des Ar-
beitsverdienstrs

auf die Versiche-
rungspslicht.

Verhöltnis zur

Fu7gelex4z
versicherung.

Versicherungs-

Eestachpmuon,
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Deutschpolen und Ruthenen (weiße oder gelbe Ausweiskarten) unterfallen ohne
Ausnahme der Versicherungspflicht.

Ebenso sind die in gewerblichen Betrieben beschäftigten Polen nicht
versicherungsfre

Hefretung von Vunscherungerr sind, abgesehen von den im Staatsdienst Beschäftigten usw.

iefeelV.(§g1234, 1235, 1242 R.V.O)), Personen,

a) deren Arbeitsfähigkeit infolge von Krankheit voer anderen Gebrechen
dauernd auf weniger als ein Drittel herabgesetzti

b) die eine reichsgesetzliche Invaliden= oder Giibetenenn beziehen

(§8§ 1236, 1255 R.V.O.).

birutee Auf seinen Antrag wird von der Versicherungspflicht befreit,
vtuttt a) wer vom Reiche, einem Bundesstaate, einem Gemeindeverbande, einer

Gemeinde oder einem Versicherungsträger oder

b) wer auf Grund früherer Beschäftigung als Lehrer und Erzieher an

öffentlichen Schulen oder Anstalten

Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im Mindestbetrage von

116 J jährlich erhält und banebe Anwartschaft auf Hinter-
bliebenenfürsorge besitzt— § 1237 R.V.O.—

) wer während oder nach der Zeit z1n Hochschulunterrichts zur Ausbil-

dung für seinen künftigen Beruf oder in einer Stellung beschäftigt wird,
die den Übergang zu einer der Hochschulbildung entsprechenden versiche-

rungsfreien Beschäftigung bildet (§ 1238 R.V.0.),

d) wer im Laufe eines Kalenderjahres Lohnarbeit nur in bestimmten

Jahreszeiten für nicht mehr als 12 Wochen oder überhaupt für nicht

mehr als 50 Tage übernimmt, im übrigen aber seinen Lebensunterhalt

selbständig erwirbt oder ohne Entgelt tätig ist,

solange nicht 100 Beiträge auf Grund der Versicherungspflicht

oder der Selbstversicherung entrichtet worden sind (§ 1239 R.V.O.,

Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 24. Dezember 1899,

Reichs-Gesetzblatt S. 721, Pomplitz R.V. O., Band II/III

S. 52—54)

Stuung 26 Der Antrag auf Befreiung ist bei dem Versicherungsamte zu stellen. Die
eenBefreiung wirkt vom Tage des Eingangs an (§ 1240 N.V.0).
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Solange die Befreiung nicht nachgewiesen ist, sind Beiträge zur Invaliden-

und nnteblibenewverhere — zu entrichten
Befreiung gilt im Falle unter für ein Kalenderjahr, im übrigen

saonge, E der Befreiungsgrund besteht. Die Pflicht zur Beitragsleistung tritt

wieder ein, wenn der Befreite auf die Befreiung verzichtet oder sie vom Versiche-

rungsamt widerrufen wird (8§ 1241 N.V.O.).

82.

Versicherungsberechtigung.
Wer aus einer versicherungspflichtigen Beschäftigung ausscheidet, kann die Ver-

sicherung freiwillig fortsetzen (Weiterversicherung) — § 1244 R.V.O. —.

Zum freiwilligen Eintritt in die Versicherung (Selbstversicherung)

sind bis

zum vollendeten 40. Lebensjahre berechtigt (8 1243 R.V.0.)

1. Betriebsbeamte, e huester und andere Angestellte in ähnlich gehobener
Stellung, sämtlich

wenn die Abschaftigung ihren Hauptberuf bildet,

.Handlungsgehilfen und Lehrlinge, Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken,

3. Bühnen= und Orchestermitglieder

Rücksicht auf den Kunstwert der Leistungen,

r#

4. Lehrer und Erzieher,

5. Schiffer,

sämtlich, sofern ihr regelmäßiger Arbeitsverdienst mehr als 2000,
aber nicht über 3000 M beträgt,

6. Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer, die in ihren Be-

trieben regelmäßig keine oder höchstens zwei Versicherungspflichtige

beschäftigen,
7. Hausgewerbtreibende

ohne Rücksicht auf die Zahl der Arbeiter, soweit nicht durch Be-

schluß des Bundesrats die ersicherungspflicht auf sie erstreckt
worden ist — § 1 der Anweisung

8. Personen die für ihre Arbeit nur freien Unterhalt empfangen (I 1227
N.V.O.)

9. Personen, die nur vorübergehend Dienste leisten (6 1232 R.V.O., Be-

Dauer der Be-
freiung von der

Versicherungs-
orslicht.

Weiter.

versicherung.

Selbst.
vorsicherung.
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kanntmachung des Reichskanzlers vom 27. Dezember 1899, Reichs-

Gesetzblatt S. 725, Pomplitz, R.V.O., Band II/III S. 55—57).

Luttnngälerten Für die Selbstversicherung und ihre Fortsetzung sind graue Qnittungs-
lhsericoekkarten zu verwenden. Hat jedoch früher bereits Versicherungspflicht bestanden,

dann sind auch für die Dauer des Selbstversicherungsverhältnisses gelbe Quittungs-

karten zu benutzen.

ichigureiun Freiwillig Versicherten dürfen bei der Aufrechnung von Quittungskarten Krank-
heits= oder Militärdienstzeiten nicht angerechnet werden (8 1393 Abs. 2 R.V.0).

— Wenn die Krankenkasse freiwillige Beiträge von Versicherten entgegennimmt,
nwartschaft, hat sie darauf zu achten, daß sie mindestens in einer Zahl geleistet werden, die

das en der Ansprüche aus der Versicherung hindert.
r Erhaltung der Anwartstschaft sind bei der Pflichtversicherung und ihrer

muten Jortehung 20 Beiträge,
der Selbstversicherung und ihrer Fortsetzung,

solange nicht auf Grund derVersicherungspflicht mehr als 60 Bei-

träge geleistet sind,
40 Beiträge

innerhalb zwei Jahren nach dem Ausstellungstage der Quittungskarte nötig

6F 1280, 1282 R.V.0).

 3.

Meldewesen.
(6 43 bis 45 der Satzung der Thüringischen Landesversicherungsanstalt

m 11. Dezember 1911).

wthu der Die Meldungen zur Erfüllung der Krankenversicherungspflicht gelten zugleich

für*nb „Hwalden und Hinterbliebenenversicherung.t die Meldung eines Versicherungspflichtigen für die Zwecke der
grumiseiben nicht zu bewirken war oder unterblieben ist, hat der Arbeit-

geber die Meldung binnen drei Tagen nach Beginn und Ende der Beschäftigung

bei der zuständigen Krankenkasse zu erstatten.

Die Meldepflicht der Arbeitgeber erstreckt sich nicht auf unständig Beschäftigte

und Hausgewerbtreibende.

—inm's Die Meldung muß enthalt
Namen, Geburtstag * ort des Beschäftigten,
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Höhe des Entgeltes (getrennt ) zur und Sachbezügen),
Beginn oder Ende der Beschäftigu

Im übrigen finden auf die #e die Vorschriften der 88 317, 318

R.V.O.entsprechende Anwendung.
Unständig Beschäftigte (§ 441 R.V.O.) sind verpflichtet, innerhalb acht

Tagen nach Schluß eines jeden Monats eine Nachweisung über ihre versicherungs-

pflichtige Beschäftigung während des Monats der Einzugsstelle nach dem als An-

lage 4 beigefügten Formular zu überreichen. Die Nachweisung muß den Namen

jedes Arbeitgebers, der den Unständigen im Laufe einer Woche zuerst beschäftigt

hat, und den Beschäftigungstag erkennen lassen.

Nachweisungen brauchen nicht eingereicht zu werden, wenn der Versicherungs-

pflichtige innerhalb der gleichen Frist die vollen Beiträge selbst einzahlt (6 1439

R.V.O..
Die Vorschriften der §§ 442, 443, 445, 447 und 449 R.V.O. und, was

die Hausgewerbtreibenden anlangt, der §§ 468, 442 Abs. 2, 3, 443 bis 449 R.V.O.

sind zu beachten

Die Krankenkassen haben darüber zu wachen, daß Arbeitsverhältnisse, m
und Lohnveränderungen richtig und rechtzeitig gemeldet werden. Arbeitgeber,d
wiederholt ihre Meldepflicht verletzt haben, sind der Versicherungsanstalt anpicge.

84.

Höhe der Beiträge.

Die Höhe der Beiträge richtet sich nach dem Jahresarbeitsverdienst des Ver-

sicherten (8 1245 R.V.O.). Als solcher gilt

1. für Mitglieder einer Krankenkasse oder ies ranlentase das
Dreihundertfache des Grundlohns (88 180, 181 R.V.O.),

2. im übrigen das Dreihundertfache des Ortslohns,

soweit das Oberversicherungsamt für einzelne Berufszweige nichts
anderes bestimmt.

Sachbezüge sind mit den festgesetzten Durchschnittswerten anzurechnen

8 160 Abs.2R.V.O.).
Als Arbeitstage gelten die sechs Wochentage ohne Rücksicht darauf, daß ein-

zelne Berufe auch Sonn= und Feiertags Arbeit verrichten. Bei denjenigen Mit-

gliedern, die zur Sonntagsarbeit verpflichtet sind und ihren Lohn jährlich, viertel-

Meldepflicht der
unftändig Ve,
schäfttgten und

zgapeer-treibende.

4

Meldung von

Wren
veränderungen.

Verechnung des

mkverdienstes.

Arbeitstage.
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jährlich, monatlich oder wöchentlich beziehen, wird zum Zwecke der Beitragsberech-

nung das Jahr zu 300 Arbeitstagen angenommen.

nui i Ist im voraus für Wochen, Monate, Vierteljahre oder Jahre eine feste bare
Vergütung vereinbart, die den Durchschnittsbetrag — Ziffer 1 und 2 —über-

steigt, so ist sie für die Beitragsberechnung maßgebend (§ 1247 N.V.O.)

Auf Versicherte, deren Entgelt teilweise in Sachbezügen besteht, ist diese Be-

stimmung nur anwendbar, wenn die Barbezüge allein eine höhere Lohnklasse be-

ingen.

Wohntlasen. Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienstes werden die Versichertenin folgende

Lohutesn eingeordnet:lasse 1 bis zu 350 4 16 3 Wochenbeitrag,

„ II mehr als 350 „ bis 50r % = 24 , „
77 II * 77 550 * * „ 77 *

„ V,„ „ 350 „ „ 11 0 „ 40% „

7“ 7 5 1150 — 418 » »

(§§1245,1392R.V.O.)
Landwirtschaftliche Betriebsbeamte gehören in die dritte Beitragsklasse, wenn

 b sie nicht über 850
Lehrer undErzieher zur vierten Beitragsklasse, wenn sie nicht über 1150%

im Jahre verdienen (§ 1246 Abs. 2 R.V.O).

FSeiicherung t Die Versicherung in einer höheren Lohnklasse ist erlaubt, der Arbeitgeber aber
r nunr zur Zahlung eines höheren Beitragsanteils verpflichtet, wenn er ihn mit dem

Versicherten vereinbart hat (§ 1248 R.V.O).

Freiwillig Versicherten steht die Wahl der Lohnklasse frei (§ 1440 R.V.O.).

86.

Zahlungspflicht.
Die Beiträge zur Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung werden in gleicher

Weise wie die Krankenkassenbeiträge von den Arbeitgebern eingezogen.

*- Der ganze Beitrag ist von dem Arbeitgeber zu entrichten, der den Versicherten

5 hindurch beschäftigt (§ 1426 Abs. 1 R.V.O.).
Beschäftigen mehrere Arbeitgeber den Versicherten während der Woche, so zahlt

der erste von ihnen den ganzen Betrag. Hat weder er noch der Versicherte selbst

den Beitrag entrichtet (§ 1439 R.V.O.), so hat der nächste Arbeitgeber den Beitrag
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zu zahlen, er kann aber von dem ersten Ersatz beanspruchen. Ist der Versicherte

gleichzeitig von mehreren Arbeitgebern versicherungspflichtig brschf, so asen sie
als ——*oö d. h. jeder für den vollen Betrag (§1 Abs. 2 )ritt ein Versicherter erst im Laufe der Woche in eine u

ucnn ein, so hat der Arbeitgeber den vollen Wochenbeitrag zu zahlen, auch

wenn er den Versicherten nur einen Tag oder einen Teil des Tages beschäftigt hat,

falls nicht ein Beitrag bereits geleistet ist.

86.

Einziehung der Beiträge.

Die Beiträge sind gleichzeitig mit den Beiträgen zur Krankenversicherung in

der Regel monatlich einzuziehen (§ 1453 Abs. 2 in Verbindung mit § 393

N.V..).

Die Erhebung in kürzeren eiteäumen ist den Kassen gestattet. Längere Bei-
tragszeiträume sind unzulässig (§ 393 R.V.O.).

Bei der Einhebung sind so n Wochenbeiträge zu berechnen, als Montage

in den kenssanen Beitragszeitraum fallen.
die Beiträge durch Kassenboten von den Verpflichteten abgeholt, so

sindsie *5uch mit einem Lieferschein, der die einzelnen eingehobenen Beiträge er-

kennen läßt, abzuführen.

Abschlagszahlungen auf Invaliden= und uberichreehiune sind auf
beide Versicherungen im Verhältnis des Beitragsanteils zu

Rückstände werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben 0P #h.

Das Beitreibungsverfahren ist, soweit nichts anderes bestimmt wird, innerhalb

vier Wochen nach Fälligkeit der Beiträge einzuleiten und ohne Unterbrechung durch-

zuführen. Rückstände, die nicht innerhalb drei Monaten nach der Fälligkeit ein-

gehen, sind dem Vorstand der Landesversicherungsanstalt anzuzeigen. Gegen Ver-

sicherungsberechtigte (§ 2 der Anweisung) sind Beitreibungsanträge nicht zu stellen.

Für Hausgewerbtreibende der Tabakfabrikation werden die Beiträge nach der

Bekanntmachung des Bundesrats vom 16. Dezember 1891, für die Hausgewerb-

treibenden der Textilindustrie nach den Bekanntmachungen vom 1. März 1894 und

9. November 1895 erhoben. (Vgl.§1 Abs. 2 der Anweisung).

Einbebungstag.

ahl der

gan
Wochenbeiträge.

Einziehung der
Veiträge durch

Kassenboten.

Uoschlags-
ßahlungen.

Veitrager
sisde u Vel-

g-Illllverfah

cinhebung der
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husgerere,
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§ 7.

Quittungskarten.

jciern e Die Quittungskarten werden den Krankenkassen unentgeltlich von der Thü-

ringischen Landesversicherungsanstalt geliefert.

Sreeten Seige Wegen des Verfahrens bei der Ausstellung und dem Umtausch der Quittungs-
Eeo karten wird auf die Ministerial-Bekanntmachung vom 15. Juli 1912 (Ges.-S. S. 93)

verwiesen.

Sitpreur Nach einem zwischen dem Deutschen Reich und dem Königreich Italien ab-

—E— geschlossenen Staatsvertrage vom 31. Juli 1912 ist für die in Deutschland be-
 7 *ä schäftigten Italiener, die dies beantragen, die Hälfte der für sie geleisteten Inva-

liden= und Hinterbliebenenversicherungsbeiträge an die „Cassa Nazionale di

Previdenza“ oder der „Cassa Invalidi della Marina Mercantile“ zu über-

weisen. Die Überweisung erfolgt durch die Landesversicherungsanstalt auf Grund

des Markeninhalts der Quittungskarten. Vom Tage der Überweisung an erhält

die auszustellende Quittungskarte an der Seite handschriftlich oder mittels Farb-

stempels in blauer Farbe augenfällig die Bezeichnung: „Ital.“unddasDatum
des Überweisungsantrags. Handelt es sich um die „Cassa Invalidi della
Marina Mercantile“, so ist diese namentlich zu bezeichnen Werden Quittungs-

karten, die einen solchen Vermerk tragen, zum Umtausch vorgelegt, so sind sie in

gewöhnlicher Weise aufzurechnen und mit der nächsten Sendung an die Landes-

versicherungsanstalt abzugeben.

Die neu auszustellenden Karten erhalten genau denselben Ver-

merk, also neben dem Worte Qunittungskarte links die Bezeichnung: „Ital.“,
rechts: „Überweisungsantrag gestellt am . . . .. " und unter Umständen die Angabe

„Cassa Invalidi della Marina Mercantile“ wie die aufgerechnete Quittungskarte.

—— Für die mit Ausstellung, Umtausch und Erneuerung der Quittungskarten
u. verbundenen Geschäfte wird eine Gebühr von eins vom Hundert des Wertes der

verwendeten Marken gewährt, die gleichzeitig mit der Hebegebühr zu berechnen ist.

Der Versicherte hat die Quittungskarte, solange die Erhebung der Beiträge

siee.)durch die Krankenkasse erfolgt, bei ihr zu hinterlegen (6 1457 Abs.2R.V.0.).

Das Verscherungsant. kann den Versicherten durch Geldstrafe bis zu 10 dazu
anhalten (§ 145

Die sternurtree find bei der Anmeldung des Versicherten mit einzureichen.
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NachweitDie Markenverwendung und die Aushändigung der Quittungskarte muß die

Krankenkasse beweisen. Kann sie das nicht, so wird beim Fehlen der Quittungs= a

karte angenommen, daß die Markenverwendung unterblieben ist. Die Krankenkasse r

hat dann die Verwendung nachzuholen.

Die Quittungskarten sind in der Reihenfolge des der Beitragsberechnung zu- en
grunde liegenden Heberegisters zu ordnen und gegen Staub und Feuchtigkeit ge- *

schützt sorgfältig aufzubewahren.
Fehlt einem Versicherten die Quittungskarte, weil sie sein Arbeitgeber wider= avdlenen

rechtlich einbehalten hat, so ist eine neue Karte ohne Angabe der Versicherungs-

anstalt und der laufenden Nummer auszustellen. Gleichzeitig ist durch Vermittelung

der zuständigen Polizeibehörde oder in sonst angemessener Weise dafür zu sorgen,

daß dem Arbeitgeber die einbehaltene Karte abgenommen (§ 1425 Abs. 2 R.V.O.)

und geeignetenfalls seine Bestrafung nach § 1490 Z. 5 R.V.O. herbeigeführt wird.

Die abgenommene Karte ist wie eine zum Umtausch vorgelegte Karte zu behandeln,

die vorläufig ausgestellte sachgemäß zu ergänzen.

In gleicher Weise ist auch zu versahren wenn die Quittungskarte aus anderen
Gründen nicht rechtzeitig beigebracht wir

Hat sich die Kasse ohne Erfolg r%r die Vorkarte beizubringen, so kann

der Name der Versicherungsanstalt und die Nummer auf Grund der letzten Auf-

rechnungsbescheinigung ergänzt werden. Wird auch eine Aufrechnungsbescheinigung

nicht vorgelegt, so erhält die neue Karte den Namen der Thüringischen Landes-

versicherungsanstalt und die Nummer 1.

88.

Markenverwendung.
Die angekauften Marken sind sofort oder längstens innerhalb einer

Woche, nachdem die Beiträge bezahlt sind, in die Quittungskarten der Versicherten

in fortlaufender Reihenfolge der einzelnen Felder dergestalt einzukleben, daß freie

Zwischenräume vermieden werden. Liegt eine Quittungskarte nicht vor, so ist nach

§ dieser Anweisung zu verfahren.

Sobald die Marken unh sis, ist dies unter der betreffenden Beitragssutezug ve.
summe im Heberegister zu vermer 110 an

Die Krankenkasse ist nicht vrwichte, Marken für Zeiten zu verwenden, für —

welche die Beiträge noch nicht bezahlt sind. Ist die Kasse jedoch nach Lage der
3
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Sache davon überzeugt, daß sie auf den Eingang der Beiträge rechnen kann, so

wird sie auch Vorschußverwendungen unbedenklich vornehmen können.

Für Ausfälle kommt die Versicherungsanstalt nicht auf.

809.
. Markenentwertung.

e Die Krankenkassen haben die Marken alsbald nach dem Einkleben in der

Weise zu entwerten, daß auf jede einzelne Marke handschriftlich oder unter Ver-

wendung eines Stempels der Entwertungstag in Ziffern deutlich vermerkt wird,

z.

29. 6. 13.

Als Tag der Entwertung soll der letzte Tag des Beitragszeitraums angegeben

werden, für den die verwendeten Marken gelten. Hierbei gilt als letzter

Wochentag der Sonntag. Die Marken, die für den Beitragszeitraum vom

1. Juni bis 29. Juni 1913 gelten, würden also mit „29. 6. 13“ zu ent-

werten sein.

Werden aus Anlaß einer Beitragskontrolle oder aus anderen Gründen

Marken nachträglich verwendet, so gilt als Entwertungstag der Tag, an

dem die Marken eingeklebt worden sind. Der Zeitraum, für den die Nach-

verwendung erfolgte, ist auf der Karte zu vermerken.

Zusatzmarken sind mit dem Datum zu entwerten, an dem sie verwendet

worden sind.

Zum Entwerten ist Tinte oder ein ähnlich festhaltender Farbstoff zu verwenden.

810.

Heberegister.
zwe e pebe Das Heberegister dient der Feststellung des Beitragssolls, d. h. der Bei-

träge, die von den einzelnen Arbeitgebern für ihre Kassenmitglieder

für jeden Beitragszeitraum zu zahlen sind und dem Nachweis der Beitrags-

rückstände. Der jedesmalige Beitragsanfall ist deshalb vor Beginn der Ein-

hebung einzutragen.

uielcuhe Das Heberegister muß mindestens enthalten:
1. die Namen der Arbeitgeber und der von einem jeden angemeldeten Ver-

sicherten,
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Hebuwtetg und Jahr der Versicherten,
der An= und Abmeldung,

Berechnung der Beiträge für jeden Versicherten,
 die Gesamtsumme der von jedem Arbeitgeber zu leistenden Beiträge für

jeden Beitragszeitraum,
. die Nummer hinterlegter Quittungskarten, ihren Inhalt nach Zahl und

Lohnklasse der Beitragswochen beim Eingang und bei der Aushändigung

und den Tag der Aushändigung.

Heberegister ist zuach Konten der Arbeitgeber zu führen. Die Kontensind inrnischerFolgeanzulegen, wenn nicht die Folge der Konten nach der

Wohnung der Arleihccr kroi erscheint. Bei jedem Konto ist Raum zum

achng der im Laufe des Jahres hinzukommenden Versicherten vorzusehen.
e Beiträge für die Krankenversicherung und die Invaliden= und Hinter-

Atssenernerscherung sind in besonderen Spalten—zweckmäßig mit verschieden-

farbiger Tinte — einzutragen und alsbald aufzurechnen (Anlage B),). Wenn

%0

*

gezahlt ist, muß der Zahltag unter der Summe der betreffenden Beitragsspalte

eingetragen werden.

In besonderen Abteilungen des Heberegisters sind ebenfalls in alphabetischer
Ordnung die Konten für die

Unständigen
die freiwillig Versicherten,

die Hausgewerbtreibenden

zu führen.

Am Schlusse des Heberegisters oder in einem besonderen Hefte ist für jeden

Beitragszeitraum die Beitragssumme der einzelnen Arbeitgeber zusammenzustellen
und die Gesamtsumme zu ermitteln (Anlage C).

Die nach Jahresschluß verbleibenden Beitragsreste sind in besondererSpalte

der Zusammenstellung nachzuweisen.

Für die Unständigen und freiwillig Versicherten erfolgt die Zusammenstellung

seitenweis.

*) Aum.: Die übersichten über die Geschäfts- und Mleiungerrgela fordern die getrennte Angabe der
Krankenversicherungsbeiträge für Männer und Frauen. Sie sind daher im Heberegister wie im

Gesamtsollregister entweder in besonderen Spalten oder untereinander raunlich getrennt nachzu-
weisen.

Zusammenstellung

derVesteagfe,summen (Gesamt--
sollregister).

6
— —

Nachweis der
Veitragsreste am

Jahresschlusse.
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 s Betriebskrankenkassen, welche die Kranken= und Invalidenversicherungsbeiträge
kwinim Lohnbuche nachweisen und die Marken im unmittelbaren Anschluß an die Lohn-

zahlung einkleben und entwerten, können auf ein besonderes Heberegister verzichten.

Die Beitragsanteile

der Arbeiter,

der Angestellten der Firma sowie

der freiwillig Versicherten

sind jedoch nach Krankenversicherung und Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung

getrennt bei jeder Lohnzahlung im Lohnbuche oder in einem besonderen Hefte zu-

sammenzustellen.
 11.

Kassebuch.

A. Pflicht= und freiwillige Versicherung.

Bichn Das Kassebuch beginnt mit dem 1. Jannar jedes Kalenderiahrs und wird

Ende Januar des folgenden Jahres für das vorhergehende Jahr abgeschlossen.

Bestände sind auf neue Rechnung vorzutragen.

In das Kassebuch sind
1. der eiserne Bestand (§ 13 der Anweisung),

2. die eingehobenen Beiträge,

3. die zum Markenankauf an die Postanstalten abgeführten Gelder unter

Angabe der Postanstalt,
4. die von der Post gekauften,

5. die verwendeten Beitragsmarken (§ 8 der Anweisung) nach Zahl der

Beitragswochen und Lohnklassen
dergestalt zu buchen, daß die Aufrechnung der Einnahme= und Ausgabespalten unter

Berücksichtigung der Vorschußverwendung den jeweiligen Stand au Geld und Marken

.erkennen läßt (Anlage D).
Die Einträge von Beitragseinnahmen in das Kassebuch sind zu bewirken,

bevor die Zahlung leistende Person den Kassenraum (die Wohnung des Kassierers)

verlassen hat.
Die Aufrechnung der Seiten muß immer auf dem laufenden sein.

n Beitragsrückstände, die erst nach dem Abschluß eingehen, sind in das Kasse-
wstanden, huch des nächsten Jahres aufzunehmen und als Resteneingänge aus dem Vorjahre

zu kennzeichnen.
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Kleineren, insbesondere ländlichen Kassen und Zahlstellen, kann von der Auf- J

sichtsbehörde mit Zustimmung der Landesversicherungsanstalt die Führung des licren ahen

Kassebuchs erlassen werden, wenn in einer besonderen Spalte des Einnahmebuchs

der Krankenkasse die Einnahme für die Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung

nachgewiesen und im Heberegister die erfolgte Markenverwendung für jeden Hebe-

termin mittels handschriftlicher oder durch Stempelabdruck bewirkter Angabe des

——— unterm Kontenabschluß durch den Rechnungsführer be-
schein

fbrln marken, die vor Entrichtung der Beiträge verwendet worden sindl.g

müssen im baberegiter, dordemeri oder in ein besonderes Vorschußverwendungs.e
register —NN weDas Lonssuhorrpendungsrager hat folgende Angaben zu enthalten: ar 2

1. Konto des Arbeitgebers, rerrie

2. Name der Versicherten,

3. Angabe der Zeit, für welche die Verwendung erfolgt,

4. Wochenzahl und Lohnklasse der verwendeten Marken (Anlage E). *

Das Vorschußverwendungsregister ist zu berichtigen, sobald die Beiträge für

den Zeitraum, für den ein Vorschuß geleistet wurde, eingegangen und die Marken

verwendet sind.

Wird für einen Versicherten das Beitragsberichtigungsverfahren kuzarziher r
(Ziffer 24 in Verbindung mit Ziffer 18 ff. der Ministerial-Bekanntmachungüb s-
die Ausstellung und den Umtausch von Quittungskarten vom 15. Juli lens

Ges.-S. S. 93), so sind im Kassebuch für die Invalidenversicherung zu buchen:

a) als Geldeingang:

1. der vom Arbeitgeber einzuhebende Unterschied zwischen den in zu

niedriger Lohnklasse verwendeten Beitragsmarken und den Marken

der vorgeschriebenen Lohnklasse,

2. der von der Landesversicherungsanstalt zu erstattende Wert der ver-

nichteten Marken;
b) als Geldausgabe:

der Wertbetrag der nachzuverwendenden Beitragsmarken der höheren

wuchung

Lohnklasse,
0) als Markenausgabe:

die nachzuverwendenden Beitragsmarken der höheren Lohnklasse.
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Sind in der irrtümlichen Annahme der Versicherungspflicht Beitragsmarken

verwendet worden, deren Wert die Versicherungsanstalt durch Vermittelung der

Krankenkasse dem Versicherten oder seinem Arbeitgeber erstattet, so ist der von der

Versicherungsanstalt übersandte Betrag in Einnahme, der an den Versicherten oder

Arbeitgeber gezahlte in Ausgabe im Kassebuch der Krankenkasse (nicht der Invaliden=

und Hinterbliebenenversicherung) zu buchen.

Falls infolge verspäteter Abmeldung Versicherungspflichtiger über das Be-

schäftigungsende hinaus Invaliden= und Hinterbliebenenversicherungsbeiträge erhoben
worden sind, für die Marken nicht verwendet werden können, müssen die über-

hobenen Beiträge an den Arbeitgeber zurückgezahlt werden. Ist die Rückzahlung

nicht möglich, so sind sie getrennt zu verwahren und spätestens am Jahresschluß

der Versicherungsanstalt einzusenden.

.B. Zusatzversicherung.

 1472 NV.0)

ber die vereinnahmten Beträge für Zusatzmarken, ihren Ankauf und ihre
nerenben ist ein besonderes Kassebuch, dessen Einrichtung der Kasse überlassen

bleibt, zu führen.

 12.

Markenankaufsbuch.

Für die erhobenen Beiträge sind Beitragsmarken der Thüringischen Landes-

versicherungsanstalt bei der zuständigen Postanstalt zu kaufen.

Über den Markenankauf ist ein Markenankaufsbuch (Anlage F) zu führen.

In dieses hat der Rechnungsführer am Tage des Ankaufs Zahl und Wert der

anzukaufenden Marken (Spalte 1—8) nach Einzelwochen und Lohnklassen einzu-

tragen und den Ankauf vom Postamt durch Eintragung des Gesamtwertbetrags

in Buchstaben und Beifügung des Namens unter Beidrückung des Tagesstempels

bescheinigen zu lassen (Spalte 10)

Die Landesversicherungsanstalt ist berechtigt, der Krankenkasse die Beitrags-

marken unmittelbar zu liefern. In diesem Falle erfolgt der Markenbezug und die

Ablieferung der Beiträge nach den Anweisungen der Landesversicherungsanstalt.

Bezüglich der für den letzten Beitragszeitraum des Kalenderjahrs eingegangenen

Beiträge ist der Ankauf und die Verwendung der Marken so zeitig zu bewirken,



1915 19

daß größere Bestände an Geld oder Marken in das neue Jahr möglichst nicht zu

übertragen sind.

Die Abgabe von Beitragsmarken an Floanrn welche die Markenverwendung m cblite
selbst vornehmen, ist dem Kassierer nicht gestat e

Der Kassierer hat gewissenhaft darauf zu Wrt 1, daß jeder ihm zum Marken= u.uashaioe

ankauf übergebene Betrag im Kassebuch in Cenahnn erscheint und daß dieser Ein= ae

nahme die Buchungen unter Geldausgabe, Markeneinnahme und Markenverwendung

entsprechen.
 13.

Eiserner Markenbestand.

Auf Antrag überweist die Landesversicherungsanstalt der Krankenkasse vorschuß- e hlnd
weise einen Markenvorrat, der dem voraussichtlichen Bedarf auf 2 Wochen entspricht.,

Diese Marken sind in der Markeneinnahme oder auf der ersten Seite "

Kassebuchs vorzutragen.

Dieser Markenbestand ist nach Bedarf unter Verwendung der erhobenen Bei-

träge fortlaufend zu ergänzen.

Die Kasse muß stets in Beitragsmarken oder barem Gelde so viel vorrätig

haben, als dem ihr übergebenen Markenvorrate abzüglich der Vorschußmarken

8 11 der Anweisung) und den jbngehobenen Veiträgen (6 11), für welche Bei-
tragsmarken noch nicht verwendet sind, entsprie

Die Geld= und Markenbestände gear erchrn sind wie die der en

kum wrerchrun. von allen fremden Beständen gesondert aufzubewahren Meltnbesande.Mittel der Invalidenversicherung dürfen im Interesse der #rnlena nicht

verwendet !
Der Vorstand der Krankenkasse ist verpflichtet, die Besorgung der Geschäfte tunten

der Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung zu überwachen und regelmäßige atgu der

Revisionen auch der etwa bestehenden Zahlstellen vorzunehmen. Neen.
Die Krankenkassen sind der Landesversicherungsanstalt für ordnungsmäßige -

Besorgung der Geschäfte der Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung verant= ##ungmäfige

wortlich. Sie haften insbesondere der Landesversicherungsanstalt für die richtige "
Verwendung der eingezogenen Beiträge. anssetenen

Erwachsen der Versicherungsanstalt infolge Pflichtversäumnis eines Kassen-

beamten außergewöhnliche Revisionskosten, so sind diese auf Verlangen der ersteren
von der Krankenkasse zu erstatten.

4
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* 14.

Revision durch die Landesversicherungsanstalt.

Slchelhe Die Krankenkassen haben der Versicherungsanstalt und ihren Revisionsbeamten

a die auf die Führung der Geschäfte der Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung
sirnbenhen bezüglichen Register, Akten, Bücher, Belege, Geldbestände, Marken und Qnittungs-

karten vorzulegen, soweit dies nach pflichtmäßiger Überzeugung des Revisionsbeamten

nötig ist, auch die auf die Krankenversicherung bezüglichen Register, Akten, Bücher

und Belege zur Verfügung zu stellen, die Bestände der Krankenkasse vorzuzählen,

die Bücher abzuschließen, sowie die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

Werden von der Krankenkasse oder Zahlstelle noch andere Kassen verwaltet,

so kann der Revisionsbeamte auch hier den Kassensturz und Buchabschluß fordern,
soweit dies zur Prüfung des Gesamtkassenbestandes nöti

mr hu der Die Krankenkassen haben den Revisionsbeamten bei Musübung der örtlichen
beamten bei ört-

hen kontwollen. Kontrollgeschäfte die erforderliche Unterstützung zu leisten.

 15.

Benachrichtigung der Versicherungsanstalt bei dem Tode von Versicherten

und bei erneuter Anmeldung von Invalidenrentenempfängern zur

Krankenkasse.

Wenn die Krankenkasse den Tod eines Versicherten erfährt, soll sie die Ver-

sicherungsanstalt unter Angabe des Todestags durch Postkarte benachrichtigen. Ist

eine Quittungskarte hinterlegt, dann genügt die Einsendung der Quittungskarte,

auf die der Todestag mit roter Tinte aufzutragen und durch Beidrückung des

Stempels der Krankenkasse zu bescheinigen ist, wenn eine standesamtliche Todes-

urkunde, wie es in den meisten Fällen wegen Erhebung des gesetzlichen Sterbe-

geldes der Fall sein wird, vorgelegen hat. Die Übersendung kann mit der viertel-

jährlichen Kartensendung erfolgen.
Ist der Krankenkasse bekannt, daß der Verstorbene rentenberechtigte Angehörige

hinterläßt (§ 1258 ff. R.V.O.), so ist dies der Landesversicherungsanstalt eben-

falls mitzuteilen.
Sind Empfänger von Invaliden= oder Krankenrenten bereits seit längerer

Zeit wieder unnnterbrochen als Pflichtmitglieder gemeldet, so ist die Versicherungs-

anstalt zu benachrichtigen, wenn der Kasse bekannt geworden ist, daß Erwerbs-

fähigkeit vermutlich wieder eingetreten ist.
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8 16.

Hebegebühren.
Soweit nicht nach § 1449 R.V.O. eine Einigung der Beteiligten erfolgt, er-

halten für Erhebung der Beiträge Orts-, Land= und Innungskrankenkassen vier

vom Hundert, Betriebskrankenkassen und Kuappschaftskassen einundeinhalb vom

Hundert des Wertes der verwendeten Marken.

Die Zahlung erfolgt nach Wahl der Kassen in einvierteljährlichen oder jähr-

lichen Raten auf Grund von Nachweisungen (Anlage G).

Die ordnungsmäßige Markenverwendung ist vom Vorsitzenden und Rechnungs-

führer der Kasse auf der Hebegebührennachweisung handschriftlich zu bescheinigen.

817.

Die Verwendung anderer als der unter A, B, C, D, E, F, G beigefügten For-

mulare ist nachgelassen, sofern sie den Vorschriften dieser Anweisung, insbesondere

der §8§ 10, 11, 12 und 16 entsprechen.
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Anmeldung zur Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung.

Der Unierzeichnete meldet hiermit, daß er in den nachverzeichneten Wochen zuerst bei den

beigenannten Arbeitgebern gearbeitet hat.

Monat: Jahre

de
Beoch n Stand, Name und Wohnung des Arbeilgebers

vom —bis #ung

Unterschriftt

(Angabe des Geburtstags):
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AulageB. Heberegister für Kranken-, Invaliden=
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1. Toa des de- 4 zw. 1a #a pes . 3 25 1. dora ron 9. ohnlla t lerken. . -.—:s. ·-«. .«.--.·..» Is- It —1. 3. 5. 5 .

Kassenmitglieder rlrv t rl—iii- 5 Ur S. isiD 1·
KrS. J.ab.a#.S. .B. u.S. Jr# J..S. At.· V. A.v.

3 1 5 7 8 8 EIIEIIIIIIIIIIIIEII

Hermann Millig. Maurerweister.
5Schmidt, Augur.2 1.362/6.1 5 — 5 2% 452 .52 12 5,652,10 422 1.07

oo#endrich, Ooor.“. 80.2. 4 13. 1000|/10 W/22 «- »t,768«0k-Z»,-«
: 201I1. « .

lOOSchtkibkk,FIiehI-.HMMMFHLJCsh- IyN. 1 .7 0,10 à„75 2,00 8,001,
30IV

101| Schramm, Gonlich2.3.64 45 IVNr. 17. 1,16 0,% 352 200
8 « -'

2Bolqnb,hcintich«I-9 l — — 8..,..G — — —

I14.Schröder, Nobert 22./2. . 1 — — 120 — 0,06 —

149| Bauer, Richard 29./J.96. Lun, 120 en 9 „% % 2%
11b —: #

151| Frosch, Johonn 7.0. 22. Ab I #s "“ " * — **WiP % 3,52
IIV. D .

153|Siebler, Max o.f10. 7. 20.%0.]) ön v — 1,00 0,48 — 4,001
22 V.

6,85 —mu— 12.0% 2, 6 70 4

7./2. * iö,2 8 10.J. 288./5.
 «

3 3 9

n-nbeih*) )
86)| Mämpel,W 10. /1.60. 1,80%.% 2,1 2 40% on- 2.48 4.25
98/Ehmer, 2./9. 80. 1.05 . 2% 1,56 0. % — 0,78 0.75

— lu * 0 7#2 3-29 77

2 5* 2 - HI
(. . .I

 323 4
——dmv

« - hausqnvckbtrcsbknd «)s).

209 Immisch, Ed. r 1./1. 18 3,752,00 3.00 — —
7

210| Schmidl, Franz o./10.89/1. 13.20.,0 200 300 160 3.00 60
211Hendrich, Erum 27./8.56.|.J1. 13. 00 3,00 .60 3.00 7560

70% — oo 20 n ,
8 2 —

 2 oOi

drehvtiiid verkger. *i. ê2*:2
102 Wuend Ouo- — 7. /0. 3a ——. 2.50— 200 2,00 2.50. #
10|Maller, Herm. 5./4. 534213. 2 MllleGLV 10 4% 16% 0 1.05 58105 er dedwig I./1. 13. — I1 !60 — .2

. 7% 3.50 1,76 44 * A
2 l3 E 2

 GBG § v S
’ «« g
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und

vom vom

4/.—1 1.19 .10.
4 W. 5 W.

vom vom

2./6.—29./0.306.—3./8. Bemerkungen
4 W. 5 W.

Krankenrentner.

#.]4. 18 ausgelernt.

Arbeitgeber.
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Anlage C. Gesamtsoll-
ehe
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Odebe·
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r
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· po-

Ist-MS
ts.

«;.-s.«I.-s.j
2 3 11 15

Unst

Haus

äudigV
1b.3

17

endige
10

Inewer

ersicherungspflichtige.
Hermann Billig
pp. alle weieln Arbeil·

gebersonten.

Jannar
Februar
Mär

Apri
W##n

Dezember

Arbeiter.

Jannar

r

btreibende.

pp.

Jannar

Fetruars
Ivtll

Dezember

,·-
«8.02

120 z: 78#°. 2
2671,97 2622

3,81

53.81

115

2,16

u—
I r%1%

ur 520
au.

«

must-» 72,62 62,3.

% % “% % % , 4.90
1#

1unsz 100/ 23,30

«

I -o,n12,.7,«.)-226,c2I2-2,»c-1228,saPme

E *—El

»Es

Iplen
:I-zo,7tjgw,-.«

20,71%

a 84,04

l «

8,253-,.»-J
))

o,oo;.7.·.-ø
H ’)-

784 * —

4.80 . i2 50 /. 84. 00 1iB.25 % 00,O03.2
»
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Aufftellung.
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ferner Anlage C.

S Romen von —
8 .

s.s.—i.v.-..c—I-.c.
oth« es. so.

der

Arbeilgeber

onuar

bruar

Ständig Bersicherunge-
Pllichtige

Unständige Arbeiter
Usgewerbtreibende

reiwillig Versicherte
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Aulage D. Kassebuch für die Zwecke der
— — —

Geld

Einnahme an Beiträgen Ausgabe für denMarie nanlauf

Dalum 6 Name ded Zahlungsleistenden Belrag Dalum Name der Postanstal#t Betrag.
. 2 .4

« »
7.,2.HBilliq,he-mqan 2 40 — Eiserner Markenbestand — —-

s.,2.I»Nu-ben,hcdwig I 60 16./2. Weimar 12 16
10./2. Friedrich, August — 96 13. /8. 3 v0

 EItmet, Karol 1 20 10./4. 106 72
„ Housgewerblreibende 6 – 235.)5. » 12 —

5./3. Müller, Hermann — 48

7.3. Neubert, Hedwig 1 25

8#/3. unfstandige 2 24

12.3.| Hausgewerbtreibende 1 8380

10./4. ) Billig, Hermann 1 92

1 3 20
6 Ablieferung des Kassebolen 96 —

„ Freiwillig Versicherte 1 75 I

11.11. D Unmändige "1 16%
5 Mämpel, Aug. — 244

14./4.dvDausgewerbirtibende
Schmidi, Franz 1 60

* Hendrich, Ernst 1 60
28. /6. Villig, Hermann 12 — „

Summe: 139 248 Summe: 139 68

D Abzüglich der Ausgabe
- »

: Illquklmmthah 130 88

"“ — —

I » : J

; u

H !-
n „ Ü

—

) Die nach dem 23./5. von den freiwillig 1Z 4
Versicherten, den un#ändigen Arbeilernn und «

gen sind in vorstehendem Beispiel nicht mit

berücksichtigt worden.
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64 4 1. I441L. 1 i. .

Invaliden- und H enenversich «

Marken

Einnahme an Marlen Ausgabe an derwendeien Marlen
FarBeitragsyochen 1/ 6 "“ gar veiiuragswochen

nach Lohnllasst Talum oe Ppsiete nach Lohnklosse
ium  » » «' . n"lIItvv

J 7 I

-20507«330Ho.-2.Bittiq,hsmqass i .-
— s- " 15 –Z„ Neubert, Hedwig 5

 12 — · Friedrich, August 3

102 106 110 0 „ Elimer, Karol. 5

— — „ 1 10 „ Hausgewerblreibende 15

— E Müller, Lerman 2 „
D4 D 1„0 Neuber!, Hedwig 1

„ Unständige 41 1

1 „ Hausgewerbtreibende " 12

1 I10./(A. Billig, Hermann 1 4

1V 2 5

: . Eeeserliße r.2 100 #100 100

, - - hskeiwilliqseksichetlt 2

- » Unslandige

Mämpel, Aug. 2

b 1 „ Housgewerblreibende

1 Schmidt, Franz 4
Hendrich, Eruft 4

« 285. /5. Villig, Hermann 5 14 10

— 138 177 220 54 Summe: — 113.127 61 24

« hiequlaalVotjchivenoewU

bisstgonqtstrcbulsjslsls — — —

D 111 127 157 24 Gesamtzahl der verwendeten "6“ " « :

» Beitragsmarken — 113 127 157 24

— 20 " 380 NMarkenbestand "1r

1 (ocilerner Markenbestand; ab. 1
" züglich der vorschußweise ver.

we rlen.)
i

i

r J«
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Anlage .

CFv cA. .  * * 44 *)
1—  # Ean

*) Sobald dle h der vorschußweise verwendeten Marken erfolgt,
betr. Eintrag zu durchßreichen.

# Vorschußmarken
Tas der gonto bezw. Namt Name sind verwendet worden

*“ der des E für wUcheitgebers t die nach Lohnflasse

wendung *#% tuhue — ———“—
I

11/5.9illig, Herm. Hendrich, Osk. 5.—10/5.— 1 — — —

16./6. „ „ Schreiber, Friedr.s. /5.—7|6.— — — 5—

ppK4 pp. bp. br. ’
. Summe0 411— 200| —

" |
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Markenankaufsbuch.

le.

1 r—. J———— )5 6. I 1
4 4 Biüott Callag enfr. 6

Dolum Wochenzahl der Marlen gusan Geldbeirag bn Seeech', *Busat“
des in Lohnklasse ; n Ausgabe- emies unler Gieder.

Ankauss . « 7 mar Kasse- —.
iu m : lchs n

n

 AA„ “l5

1

 — — —

,

.. - — — 1— ——. —

1. !
i

( Ia— (( "
s «

« 1 1

« »· .-

–

–—. – ——— -

,.

E

– . — — –- .
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Nachweisung.

Die

hat für die Zeil vom bis

4 7v

Beilräge zur Indallden= und Hinterbliebenenversicherung eingehoben.

Hierfür ist on Vergiltung zu berechnen:

a) 4% Sea en Kr.Fsn I8 50% J—die Eirliehungder Beit . .-- -

Gu
b) 1% für die mit Ausstellung, —i und h

der Quiltungskarten verbundenen Geschäste *4 ’

(6 1455 Abs. 1 Nr. 1)

Summe: 7

Die Zahl der invalidenversicherungspflichligen Kassenmitglieder am

betrug:

*) Lier ist vom Vorsitzenden und Nechnungssührer unter Angabe von Ort und Datum zu be-

scheinigen, dab die den Beilrägen enlsprechenden Marken in die Quiltungskarten der Versicherken eingeklebt
wordenfund.
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As IV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 3. Februar 1015,

betreffend eine Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.

Die nachstehende Anderung der Postordnung vom 20. März 1000 (Ges.-S.

S. 197) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Rudolstadt, den 3. Februar 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Frhr. v. d. Recke.

Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.

Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen vom 28. Oktober 1871

(R.G. Bl. S. 347) und des § 3 Abs. 2 des Gesebes, betreffend die Erleichterung

des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908 (R.G.Bl. S. 321) sowie auf Grund des

Artikels 1 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 21. Jannar 1915 (R.G.Bl.

S. 32, betreffend die Fristen des Wechsel= und Scheckrechts für Elsaß-Lothringen,

Ostpreußen usw., wird der § 18a „Postprotest“ der Postordnung vom 20. März

1900 wie folgt geändert:

1. Unter # ist statt des mit den Worten „Posiprotestaufträge mit Wechseln,

die in Elsaß-Lothringen, in der Provinz Ostpreußen usw.“ beginnenden und des

folgenden Absatzes — Bekanntmachung vom 21. Dezember 1914 (R.G. Bl. S. 549)

—zu setzen:

Postprotestaufträge mit Wechseln, die in Elsaß-Lothringen, in der Pro-

vinz Ostpreußen oder in Westpreußen in den Kreisen Marienburg, Elbing

Stadt und Land, Stuhm, Marienwerder, Rosenberg, Graudenz Stadt und

Land, Löban, Culm, Briesen, Strasburg, Thorn Stadt und Land zahlbar

sind, oder mit solchen im Stadtkreise Danzig zahlbaren gezogenen Wechseln,

die als Wohnort des Bezogenen einen Ort angeben, der in Ostpreußen oder

in einem der bezeichneten westpreußischen Kreise liegt, werden erst an folgenden

Tagen nochmals zur Zahlung vorgezeigt:
6
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a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli 1914

bis einschließlich 31. Oktober 1914 eingetreten ist,

am 31. März 1915;

b) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 1. November 1914

bis einschließlich 81. Dezember 1914 eingetreten ist,

am letzten Tage einer vom Zahlungstag ab laufenden Frist von

fünf Monaten;
) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 1. Jannar 1915

bis einschließlich 29. April 1915 eintritt,

am 31. Mai 1915;

(0 wenn der Zahlungstag des Wechsels am 30. April 1915 oder später

eintritt,

am dreißigsten Tage nach Ablauf der Protestfrist des Art. 41

Abs. 2 der Wechselordnung.

In allen Fällen zu a bis d gilt als Zahlungstag der Fälligkeitstag des

Wechsels, wenn dieser ein Sonn= oder Feiertag ist, der nächste Werktag. Fällt

der Schlußtag der Frist zur Vorzeigung des Wechsels auf einen Sonn= oder Feier-

tag, so wird der Wechsel am nächsten Werktage zur Zahlung vorgezeigt. Die

Postverwaltung behält sich vor, die Vorzeigung der Wechsel, deren Protestfrist am

31. März oder am 31. Mai 1915 abläuft, auf mehrere vorhergehende Tage zu

verteilen.

2. Vorstehende Auderung tritt sofort in Kraft.

Berlin, den 25. Januar 1915.

Der Reichskanzler.
In Vertrelung:

Kraetke.



1915 37

Gesetzsammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

3. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: Ausführungsgesetz zum Reichsgeseh Über die Familienunterstützung. S. 37.

à86 V. Ausführungsgesetz
vom 13. März 1915

zum Reichsgesetz über die Familienunterstutzung.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen zur Ausführung des Reichsgesetzes, betrefsend die Unterstützung von

Familien in den Dienst eingetretener Mannschaften, vom 28. Februar 1888

(R.G. Bl. S. 59) in der Fassung vom 4. August 1914 (R.G.Bl. S. 332) auf

Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

Art. 1.

Soweit die Mindestbeträge der Unterstützungen (6 5 des Reichsgesetzes) nicht

ausreichen, um der Bedürftigkeit (8 1) abzuhelfen, sind die Gemeinden einschließlich

der Gutsbezirke verpflichtet, den in ihrem Bezirk wohnenden Familien nach Maß-

gabe des Grades der Bedürftigkeit Zuschläge zu den Mindestsätzen aus Gemeinde-
mitteln vom 1. April 1915 ab zu gewähren.

Bei Feststellung der Bedürftigkeit im Sinne dieses Gesetzes sind Unter-

stüzungen aus staatlichen Mitteln, von Privat-Vereinen, Arbeitgebern und sonstigen

Privatpersonen zu berücksichtigen.
Art. 2.

Die Gemeindebehörden haben alsbald darüber Beschluß zu fassen, in welchen

Fällen in ihrem Bezirk Zuschläge nach Art. 1 zu gewähren sind und welcher
Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesetztammlung LXXVI.

Ausgegeben in Audolstadt om 21. März u#.
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Prozentsatz des Zuschlags im allgemeinen oder im Einzelfalle der Bedürftigkeit

entsprechend festgesetzt wird.
Art. 3.

Über Beschwerden gegen Beschlüsse nach Art. 2, die spätesteus 14 Tage nach

Ablauf des Unterstützungsmonats beim Gemeindevorstand oder beim Landratsamt

bei Verlust des Unterstützungsmonats anzubringen sind, entscheidet die für den

Landratsamtsbezirk zuständige Kommission des Lieferungs Verbandes endgültig.
Die Kommission ist auch befugt, von Amts wegen für eine Gemeinde einen

allgemeinen Zuschlag zu den Mindestsätzen anzuordnen, wenn die Gemeinde ihre

Verpflichtung nach Art. 2 nicht oder nicht in ausreichender Weise erfüllt.

Art. 4.

Den Gemeinden wird zu den Aufwendungen nach Art. 1 und 2 nach Maß-

gabe der vom Reiche zur Verfügung gestellten Mittel ein Drittel erstattet. Weiter

kann bei ungünstiger Finanzlage der Gemeinde ihr eine entsprechende Beihilfe aus

Staatsmitteln gewährt werden.
Art. 6.

Etwaige Ausfhrungsbestimmungen zu diesem Gesehe werden vom Ministerium

erlassen.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 13. März 1915.

(L. S.) Günther.

Frhr. v. d. Recke.
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Gesetzlammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

4. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: erord- das

weitere BR1891. S.

Fetom
und

 VI. Polizei-Verordnung
vom 18. März 1915

über das polizeiliche Meldewesen.

Zusätlich zu den §§ 1 und 2 der Verordnung vom 30. November 1892

(Ges.-S. S. 231) verordnen wir auf Grund des § 3 des Gesetzes vom 6. De-

zember 1892, betreffend die Strafandrohung der Polizeibehörden und den Erlaß

polizeilicher Verordnungen (Ges.-S. S. 238), was folgt:

Die Ortspolizeibehörde des neuen Wohnorts ist, falls im Anmeldeschein über-

haupt der neue Wohnort nicht angegeben ist oder der neue Wohnort mit dem an-

gegebenen nicht übereinstimmt, verpflichtet, der Ortspolizeibehörde des lebten Wohn-

orts des Anziehenden von dem Anzuge Mitteilung zu machen.

Rudolstadt, den 18. März 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abteilung des Innern.

Werner.

Fürstl. Schwarzb.-Rudolst. Gesezkammlung LXXVI.
Ausgegeben in Rudolfladt am 1. April ois.
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 VII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 22. März 1915

über das Gesetz vom 27. Oktober 1914, betreffend die Verlängerung der

Wahlperioden der Mitglieder der Stadträte und der Gemeinderäte.

Wir bringen zur öffentlichen Kenntnis, daß der Landtag dem auf Grund des

§ 25 des Grundgesetzes vom 21. März 1854 erlassenen Gesetze vom 27. Oktober

1914, betreffend die Verlängerung der Wahlperioden der Mitglieder der Stadträte

und der Gemeinderäte (Ges.-S. S. 255), die verfassungsmäßige Genehmigung er-

teilt hat.

Rudolstadt, den 22. März 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Frhr. v. d. Recke.

 VIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 22. März 1915,

betreffend eine Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.

Die nachstehende Anderung der Postordnung vom 20. März 1900 (Ges.-S.

S. 197) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Rudolstadt, den 22. März 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Frhr. v. d. Recke.

Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.
Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen vom 28. Oktober 1871

(N.G.Bl. S. 347) und des § 3 Abs. 2 des Gesebes, betreffend die Erleichterung

des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908 (N.G.Bl. S. 321) sowie auf Grund des
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§5 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 4. März 1915 (R.G.Bl. S. 129),

betressend die Fristen des Wechsel- und Scheckrechts für Elsaß-Lothringen, Osl=

preußen usw., wird der § 18a „Postprotest“ der Postordnung vom 20. März 1900

wie folgt geändert:

1. Unter #r ist statt des mit den Worten „Postprotestaufträge mit Wechseln,

die in Elsaß-Lothringen, in der Provinz Ostpreußen usw.“ beginnenden und des

folgenden Absatzes — Bekanntmachung vom 25. Jannar 1915 (R.G.Bl. S. 47)

—zu setzen:

Poslprotestaufträge mit Wechseln, die in Elsaß-Lothringen, in der Pro-

binz Ostpreußen oder in Westpreußen in den Kreisen Marienburg, Elbing.

Stadt und Land, Stuhm, Marienwerder, Rosenberg, Graudenz Stadt und

Land, Löban, Culm, Briesen, Strasburg, Thorn Stadt und Land zahlbar

sind, oder mit solchen im Stadtkreise Danzig zahlbaren gezogenen Wechseln,

die als Wohnort des Bezogenen einen Ort angeben, der in Ostpreußen oder

in einem der bezeichneten westpreußischen Kreise liegt, werden erst an folgenden

Tagen nochmals zur Zahlung vorgezeigt:
a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli 1914

bis einschließlich 29. April 1915 eingetreten ist,

am 31. Mai 1915;

b) wenn der Zahlungstag des Wechsels am 30. April 1915 oder später

eintritt,

am dreißigsten Tage nach Ablauf der Protestfrist des Art. 41

Abs. 2 der Wechselordnung.

Als Zahlungstag gilt der Fälligkeitstag des Wechsels oder, wenn dieser ein

Sonn= oder Feiertag ist, der nächste Werktag. Fällt der Schlußtag der Frist zur

Vorzeigung des Wechsels auf einen Sonn= oder Feiertag, so wird der Wechsel am

nächsten Werktage zur Zahlung vorgezeigt. Die Postverwaltung behält sich vor,

die Vorzeigung der Wechsel, deren Protestfrist am 31. Mai 1915 abläuft, auf

mehrere vorhergehende Tage zu verteilen.

2. Vorstehende Anderung tritt sofort in Kraft.

Berlin, den 16. März 1915.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Kraetke.
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X IX. Gesetz
vom 27. März 1915,

betreffend den Staatshaushalts-Etat für das Rechnungsjahr 1915.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums, sowie mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:

81.
Die Finanzperiode 1912 bis 1914 wird um ein Jahr, bis zum 31. März

1916, verlängert.
8 2.

Der durch das Gesetz vom 23. März 1913 (Ges.-S. S. 159) festgestellte

Staatshaushalts-Etat für die Finanzperiode 1912 bis 1914 behält Geltung für

das Rechnungsjahr 1915.
§ 3.

Die Regierung wird ermächtigt, zur Erfüllung des Etats für 1915, sowie

zur Deckung der übrigen vom Landtage bewilligten Ausgaben im Bedarfsfalle Dar-

lehen für die Hauptlandeskasse aufzunehmen, auch wenn dieselben innerhalb der

Finanzperiode nicht wieder zurückgezahlt werden können.

Unser Ministerium wird mit der Auazuoenn dieses Gesetzes beauftragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Jusiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 27. März 1915.

(L. S.) Günther.

Frhr. v. d. Recke.
— E —
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s X. Gesetz
vom 27. März 1915,

betreffend die Verlängerung der laufenden Wahlperiode der Landtags-

abgeorducten.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:
Einziger Artikel.

Die laufende Wahlperiode der Landtagsabgeordneten wird um ein Jahr

verlängert.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 27. März 1915.

(L. S.) Günther.

Frhr. v. d. Recke.

.&amp; Xl. Gesetz
vom 27. März 1915,

betreffend die Feststellung des Prozentsatzes für die während des

Rechnungsjahres 1915 zu erhebende Grund= und Gebändesteuer.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:
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L
Der durch das Geseh vom 19. Jannar 1872 (Ges.-S. S. 74) festgestellte und

seitdem für jede Finanzperiode gesetlich belassene Prozentsatz für die zu erhebende

Grund= und Gebändesteuer, nämlich acht vom Hundert des Reinertrags der stener-

pflichtigen Liegenschaften und vier vom Hundert des Nußungswertes der stener-

pflichtigen Gebäude, bleibt auch für das Rechnungsjahr 1915 bestehen.

Es sollen jedoch 25% dieser Steuer für dieses Rechnungsjahr außer

Hebung bleiben.
82.

Unser Ministerium wird mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 27. März 1915.

(L. S. Günther.

Frhr. v. d. Recke.

 ## XII. Gesetz
vom 27. März 1915,

betreffend eine weitere Abänderung des Gesetzes über die Kosten in

Verwaltungssachen vom 9. Jannar 1891.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:

Einziger Artikel.
Der § 28 Ziffer 13 des Gesetzes über die Kosten in Verwaltungssachen vom

9. Januar 1891 (Ges.-S. S. 1ff.

21. a #865 s * erhält folgende Fassunge
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„13. Rechnungsprüfung einschließlich der Verhandlung, Berichtigung und
Richtigsprechung der Rechnung einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes, einer

Kirche, einer Stiftung usw. bei einem Einnahmebetrage

bis zu 4000 / vom Hundert, jedoch nicht unter 2 M,

von weiteren 6000/“  vom Hundert,

10000 „ „ „

20 000 „ — „

30000 „., »

40000 „ % „ »

»,,60000,,7.» »

darber hinaus /10 „ »

Der Bestand voriger Nechnungen und heimgezahlte Kapitalien, sofern sie

wieder ausgeliehen werden, kommen dabei nicht in Anschlag.

In besonderen Fällen kann das Ministerinm die Gebühren unter Ziffer 13

ermäßigen oder im Einvernehmen mit den Gemeinden usw. für die Rechnungs-

prüfungen eine Gebühren-Bauschsumme für eine bestimmte Zeit festsetzen.“

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 27. März 1915.

(L. S.) Günther.

Frhr. v. d. Recke.

 XIII. Gesetz
vom 27. März 1915

wegen Abänderung des Gesetzes vom 15. März 1914, betreffend die

Verwaltung und Beaussichtigung der Gemeinde-, Genossenschafts-,
Kirchen-, Pfarr= und Schulwaldungen.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums, sowie mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:
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Einziger Artikel.

Der § 21 des Gesetzes vom 15. März 1914 (Ges.-S. S. 53) wird dahin

abgeändert, daß an Stelle der Worte „am 1. April 1915“ die Worte gesetzt

werden „zu dem durch landesherrliche Verordnung zu bestimmenden Zeitpunkt“.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 27. März 1915.

(L. S.) Günther.

Frhr. v. d. Recke.
–

&amp;NXIV. Ministerial-Verordnung
vom 27. März 1915,

betreffend die Einhebung der Grund= und Gebäudesteuer während des

Rechnungsjahres 1915.

Zur Ausführung des Gesetzes, betreffend die Feststellung des Prozentsatzes für

die während des Rechnungsjahres 1915 zu erhebende Grund= und Gebändesteuer,

wird verordnet, daß diese Steuer für jedes der drei ersten Viertel des Rechnungs-

jahres 1915 mit zwei vom Hundert des Reinertrags der steuerpflichtigen Liegen=

schaften und mit einem vom Hundert des Nubungswertes der steuerpflichtigen Ge-

bäude erhoben wird, für das vierte Vierlel des Rechnungsjahres 1915 aber außer

Hebung bleiben soll.

Die Fürstlichen Steuerämter werden angewiesen, hiernach zu verfahren.

Rudolstadt, den 27. März 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Frhr. v. d. Recke.
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Gesetzsammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

5. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: Ministerial-Bekanntmachung über die Zuständigkeit des Knappschafls-Oberversicherungs-

amts in Halle o. SS. 47.

&amp; XV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 30. April 1915

über die Zuständigkeit des Knappschafts-Oberversich SamtsAA iieri V

in Halle a. S.

In Abänderung und Ergänzung der Ministerial-Bekanntmachung vom 10. De-

zember 1912 wegen Errichtung eines Knappschafts-Oberversicherungsamts (Ges.-S.

S. 300) wird dessen Zuständigkeit für die im Fürstentum liegenden Betriebe, die

einem der in der Anlage genannten Knappschaftsvereine angehören, in der Weise

bestimmt, wie dies aus der in der Anlage beigefügten Bekanntmachung des König-

lich Preußischen Ministers für Handel und Gewerbe vom 19. Februar 1915 er-

sichtlich ist.

Rudolstadt, den 30. April 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,

Abteilung des Innern.

Werner.

Fü# Schworzb.-Rudolßt. Gesetzsommlung 1, enAusgegeben in Rudolstadt am 16. Mai *.
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Anlage.
Über die Zuständigkeit des Knappschafts-Oberversicherungsamts in Halle (Saale)

bestimme ich auf Grund des § 63 Abs. 3, § 113 der Reichsversicherungsordnung

sowie auf Grund des § 61 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung in Verbindung

mit § 80 des Knappschaftsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachungen vom

17. Juni und 30. Dezember 1912 (Ges.-S. 1912 S. 137, 1913 S. 2) für

folgende Betriebe, für deren Beschäftigte die Norddeutsche Knappschaftspensionskasse

in Halle die Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung besorgt, nämlich für
die Betriebe:

des Halleschen Knappschaftsvereins in Halle,

des Halberstädter Kuappschaftsvereins in Halberstadt,
des Brandenburger Kuappschaftsvereins in Cottbus,

des Mansfelder Knappschaftsvereins in Eisleben,

des Rüdersdorfer Kuappschaftsvereins in Rüdersdorf,

des Knappschaftsvereins der Saline Halle in Halle,

des Thüringischen Knappschaftsvereins in Groß-Kamedorf,

des Anhaltischen Knappschaftsvereins in Cöthen,

des Altenburgischen Knappschaftsvereins in Altenburg,

10. des Köniper Knappschaftsvereins in Könitß,

11. des Salzunger Knappschaftsvereins in Salzungen,

12. des Lauchhammerschen Knappschaftsvereins in Lauchhammer,

13. des Tangerhütter Knappschaftsvereins in Tangerhütte

das Nachstehende:

#—1

*

I. Angelegenheiten der Reichsversicherung.

1. Krankenversicherung.

Das KOB. hat für die im Eingang dieser Bekanntmachung genannten

Knappschaftsvereine, soweit sie von dem Königlichen Oberbergamt in Halle beauf-

sichtigt werden, sowie für den Knappschaftsverein der Werke am Finowkanal in

Messingwerk bei Eberswalde und für den Wernigeröder Knappschaftsverein in

Ilsenburg die Aufgaben des Oberversicherungsamts nach §§ 370—375, 602

Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung (§J 20—24 des Knappschaftsgesebes) wahr-

zunehmen.
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Aupßerdem entscheidet es im Spruchverfahren an Stelle der allgemeinen Ober-

versicherungsämter bei Streit über Ersaßansprüche

zwischen den bezeichneten Kunappschaftsvereinen untereinander oder zwischen

einem dieser Vereine und einem anderen Knappschaftsverein oder einer

besonderen Krankenkasse (§ 5 des Kuappschaftsgesetzes) nach §6 219,

220, 222, 500 der Reichsversicherungsordnung (§ 15 Abs. 1, 2 und 4

des Knappschaftsgesebes),

zwischen den bezeichneten Knappschaftsvereinen und den Arbeitgebern nach

§§ 221, 222, 500 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung E 15 MAbf. 3

und 4 des Knappschaftsgesetzes),

zwischen den bezeichneten Knappschaftsvereinen und einer Gemeinde oder

einem Armenverband nach 9§ 1531—15833, 1544 der Reichsversiche-

rungsordnung.

2. Unfallversicherung.

Das KO Ml. ist für die Betriebe der im Eingange dieser Bekanntmachung

unter 1—13 bezeichneten Knappschaftsvereine zur Entscheidung aller Streitigkeiten

zuständig, die sich aus Unfällen in einem dieser Betriebe ergeben und nach der

Reichsversicherungsordnung im Spruchverfahren von dem Oberversicherungsamte zu

entscheiden sind. Die Zuständigkeit erstreckt sich auch auf Streitigkeiten über

Leistungen, die nach § 1551 der Reichsversicherungsordnung als Leistungen der

Krankenversicherung gelten. Bei Ersatzstreitigkeiten, an denen außerpreußische

Knappschaftsvereine beteiligt sind, ist die Zuständigkeit des Kuappschafts-Oberver=
sicherungsamts nur begründet, wenn die Norddeutsche Knappschaftspensionskasse oder

die Knappschaftsberufsgenossenschaft als Träger der Versicherung in Betracht
kommen.

Im Beschlußverfahren ist das KO#A. an Sielle der allgemeinen Oberver-

sicherungsämter zuständig, wenn es sich um Angelegenheiten der im vorstehenden

Absat bezeichneten Betriebe oder der Unternehmer dieser Betriebe oder der Berufs-

genossenschaft handelt, soweit die Betriebe unter bergpolizeilicher Aufsicht stehen und

der Knappschaftsberufsgenossenschaft angehören.

3. Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung.

Das KOV##. ist zur Eutscheidung aller nach der Reichsversicherungsordnung

von dem Oberversicherungsamt in Spruchverfahren zu erledigenden Streiligkeiten
9
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zuständig, wenn die letzte das Versicherungsverhältnis begründende Beschäftigung,

die den Anlaß zur Entscheidung gibt, in einem der vorstehend unter Nr. 2 be-

zeichneten Betriebe stattgefunden hat und die Norddeutsche Knappschaftspensionskasse

als Trägerin der Versicherung in Betracht kommt.

II. Angelegenhelten der knappschaftlichen Versicherung.

Dem KOV#. obliegt für die unter I. 1 bezeichneten Knappschaftsvereine die

schiedsgerichtliche Entscheidung der Streitigkeiten nach § 70 Abs. 2 des Knapypschafts-

gesetzes in der Fassung der Bekanntmachungen vom 17. Juni und 30. De-

zember 1912.

III. Vorstehende Bestimmungen treten sofort in Kraft.

Die bisherigen Zuständigkeitsbestimmungen werden aufgehoben.

Insoweit Streitigkeiten der unter 1. 2 und3 bezeichneten Art bei den all-

gemeinen Oberversicherungsämtern anhängig geworden sind, werden sie von diesen

erledigt.

Berlin, den 19. Februar 1915.

Der Minister für Handel und Gewerbe.

In Vertretung:

Dr. Göppert.
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Gesetzsammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

6. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: Ministerial Verordumg zur Anssuhtung des 8 376 Reichsversicherungd rduung

As XVI. Ministerial-Verordnung
vom 17. Mai 1915

zur Ausführung des § 376 R.V.O.

Auf Grund des § 376 der Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli 1911

(R.G. Bl. S. 509) wird verordnet, was folgt:

J.

Der Abschlag von den Preisen der Arzueitaxe, den die Apothelen zu ge-

währen haben, bestimmt sich nach der Ministerial-Verordnung vom 9. April 1906,

die Rabattgewährung der Apotheler betressend (Ges.S.S.30), mit der Maßgabe,
daß von der Abschlagsgewährung ausgenommen sind: Heilsera, Tuberkulin im un-

verdiunten Zustand und die nach Nummer 21 Abs. 1 der Arzneitaxe berechneten,

fabrikmäßig hergestellten Arzneizubereitungen.

II.

1. Die Höchsipreise von solchen einfachen Arzneimitteln, die sonst ohne Ver-

schreibung (im Handverkauf) abgegeben zu werden pflegen, werden bis auf weiteres

so festgesetzt, wie es aus der Aulage A ersichtlich ist.

2. Der Mindestpreis für ein abzugebendes Handverkaufsmittel ohne Gefäß

beträgt 10 Pf.

3. Werden Kassenpackungen sabrikmäßig hergestellt, so sind siets diese ab-
zugeben.

Fürstl. Schworzb.-Nudolft. Gesetzsommlung l.XXVI.
Ausgegeben in Rudolfladt am 6. Juni u.
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4. Ist die Menge des Arzneistosses in der Verordnung nicht angegeben, so

ist die in der Handverkaufsliste angegebene kleinste zweckentsprechende Menge zu

verabreichen.
5. Soweit in der Haudverkaufsliste nichts anderes vermerkt ist, kosten 250 g

doppelt soviel als 100 g, 500 8 doppelt soviel als 200 g, 1000gdas sieben-

fache des 100 g-Preises. Gewichtsmengen, die zwischen den in der Liste ver-

merkten liegen, werden nach dem Preise für die nächst niedrigere Menge berechnet,

bis der Satz für die nächst höhere erreicht ist. Kleinere Mengen als die, für die

ein Preis ausgeworfen ist, werden nach dem für die geringste Menge festgesetzten

Preise berechnet.
6. Ist für Handverkaufsmittel keine Gebrauchsanweisung oder sind nur die

Bezeichnungen vorgeschrieben: „Kuherlich", „Nur verdünnt anwenden“, „Vorsicht“,

„Gist“, „Feuergefährlich“", „Vor dem Gebrauch umzuschütteln“, „Augenwasser“,

„Zum Einreiben“, „Zum Gurgeln“ oder ähnliche, so sind die Arzneistosse in der

im Handverkauf üblichen Weise ohne besondere Berechnung zu kennzeichuen. Andere

vom Arzt vorgeschriebene Gebrauchsanweisungen sind nach Rezepturregel herzu-

stellen und mit 10 Pf. zu berechnen. Bei wiederholter Abgabe in zurückgebrachten

Gefäßen ist daran die Gebrauchsanweisung nötigenfalls durch eine neue zu ersetzen

und wie vorstehend zu berechnen.

7. Von den Handverkaufsmitteln werden die trockenen in Papierbenteln ab-

gegeben, die mit einem # bezeichneten in Pappschachteln, Salben in Kruken oder

Schachleln. Flaschen, Kruken und Pappschachteln sind nach der Arzneitaxe mit

10% Abschlag zu berechnen. Der Mindestpreis für ein Gefäß ist 10 Pf.

Werden verwendbare reine Gesäße zur Aufnahme der Handverkaufsmittel

zurückgebracht, so sind sie ohne Berechnung zu benußen.

8. Der Verkaufspreis der Handverkaufsmittel ist durch Zusammenzählen der

Preise des Arzneistoffs, des Gefäßes und der Vergütung für Anbringung der Ge-

brauchsanweisung zu ermitteln. Dabei ist der Gesamtverkaufspreis, wenn er 1%/

nicht übersteigt, in der Weise abzurunden, daß 1 bis 4 Pf. auf 5 Pf. und 6 bis

9 Pf. auf 10 Pf. erhöht werden; übersleigt er 1//, so werden 1 bis 4 Pf. auf

0 Pfg., 6 bis 9 Pf. auf 5 Pf. herabgesetzt.

III.

Beziehen die Berechtigten Handverkaufsmittel zu einem Preise, der die nach

Nr. II vorstehend getroffene Festsetzung nicht übersteigt, aus einer Apotheke, so
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können die Krankenkassen die Bezahlung nicht deshalb ablehnen, weil sie nach

5 375 N.V.O. mit Personen, die nicht Apothekenbesitzer oder verwalter sind,

niedrigere Preise vereinbart haben.

IV.

Diese Ministerial-Berordnung tritt an Stelle der Ministerial-Verordnung vom

21. Jannar 1914 zur Ausführung des § 376 R.V.O. (Ges.-S. S. 3). Die aus

der Anlage A ersichtlichen Preisfestsetzungen haben für die Zeit vom 1. Jannar

1915 an Wirkung.

Rudolstadt, den 17. Mai 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abteilung des Innern.

Werner.
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Anlage A.

Handverkaufsliste.

Acelum. Essig. .....

Drolignos. in „meer Holzessig" Gerein. Holz-

’* »,--
sahn-sinnt-. Sabadsllkiitq .

Acidum boric. eryst. Borsãure
» „pulv. Borsäurepulver

„eitriec. pulv. Zilronensänre-
pulve

#ee Krocinontie.er ud *
„ balicglic. lizylj
» tannicum. Gerbsä .

1 „ tartaric. pulv. asbemant
Adeps suillus. Schmal. .....
Acther. Ather .

„ ucctic. winnue .

„ Petrolei. Petroleumäther

Alcohol absolutus. Aoluer **’
Alumen pulv. Alaun

» uslu 3Alan
Amylum Oryzue pulv. Reisstärke

il Tritici pulv. elere
Adun. boric. Borwasser

Aaqun. Calcaria# Kallwasser
Curbolisaln et. 1 bis 5
Karbol- und Lysolwasser bis5

„ destillutu. Destilliertes Wasser

„ Plumhi. Aleiwasser

Argent. nitric. n-t“ in WBalsam. perurinn. Peruba .

13ui-1Isn-ImlcBcnm

BolusalbapuluWemek Boltss
xthoknxptocL

Calcarin ehlorata. Chlortal!“.

Caleium suls. ust. cheseraie
Camphora. Kampfer

500 g.

I ka

1.

 25 M.

60 Pf.
70 „

10 25 50 100 200 g.
Preise in Plennigen.

.10

15

. 10i20

10 30 60

10056 25 10

10015 25 10

15 60 .

·.10

t» 4000

L 15F80

1%%v0

5%%%
10 45%
100 30 60

10 85 11

10 40%% 120
10 15

15 22
. 2540

. 25 10

10 15 25

10
10

10

10

50. 200 250
 . 25 40

... 10 20

10 26 10

.. 10 15

 n 10 15
20 .«.



1915

10 25 50 100 2006

Preise in Plennigen.

fc apsulae Galltingen Cum bals. Cohai. 0,5
5 Gopatonlsamkapseln 0.5 u.

mit Schachiel
EL 4en, . Ol. Rieini 30. Nizinus-

weln mil Schachie

fCapsuli gelnt. c. Ol. Saniali 7! 2 Sandelöl
lopseln 0,3 mit Schach

Capeula- gelat. c. Ol. Frmal Sandelol
apseln 0,5 mil Schaachtel .

tagen-! conc. IsländischesMoos
tsfene artillcinle. Künstl. Kaaaplasma

Chartn nitratn. Salpelerpapier

„ cresinosa. Gichtpapier

2 sinapisat min. Senspapier, klein

„ „ maj. Senspapier, groß

Colkonnn adhnues. germun. Deuischesutsch-Hestpflaster

E —cum -iemXyd., d. sal. Piastrumust
—* Jutannn Salizylsäure

Collemplustr. Cupsici. Capsicin-Pslaster
Collodium. Kolloiii

Collodium salicylatum. Hühnerangenkollo-
imn .

Cortex frangulne conc. ectenm inn .
uereus cone. Eichenri .

Heu-last Senna. ——

Empl. adhaes. germ. *s Hestpflaster
Picis. Pechpfla

Eruiet. Pinf Achuar *Lre medicinulis. He#f
Flores Chamomillne. Kamillen .

»Grund-lis-Heu-blumen.
»dltilmcurhMalvessblnteu.
» samhuu Fliederblten

eiline conc. Lindenblüten

Folin Farfarae conc. Huflattichblätter

#—

————

—

“—-

G

S

S rl

––

22—6
1 m

zu Origin
der

1 St.

L

locm
50 .

ltou » ’-

lSl.--

oo g.4

15„

s———.—*
**

-“

 —10

ial· Preisen
sabi

20 v90

...———
50 M.

1! isnt,0 M.

"1

#iloh0
...·.

.I.»

-I.

«-

20 35

107. 25 .

 ·15 25

1. 30 30

50 80 1%
20 35 65

 10

 15 30 50

 20 30 „P0

10 25|15 80

 so 25 0
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10 25 50 100 200

Preile in Pfennigen.

Folin Inglandis conc. Walunsblätter.

Menth. bih. conc. Hiefferminzetter

ganz und eeschnite

Voamom, 7 vberbiSiechapfell .

»Alten« Sehn-arger T-
UuwnN Bakcntkaubcublmlcr

lsolltutltsunmc Senuesschoten
Fructus Avenne ’ Hafergrübe

" Focniculi. Feuch
" Inniperi elect. rerbn

MFrlilli. Heidelbeer

Gelatinn albn (Goldchileth) Are Gelaine
Glycerinum. Glyzerin ..

(-’l)«corinzii1)sclion.Glyzekinzäpfchenmit
Schachtel.........

lchlm law-on coiscpchachtclhalm.
olii cone rbe

„ 8 avienlarss. Kuöterich
ie tricolor. cone. Stiefmiitterchen

lUyarogenien peroxy datum 3°5. Wasser.
stofsfuperox «

fkalmmhtonml puh Bkomca .

chloricum. Chlorsaures Kali

5„ nitricum pulv.
» permanganicum. Übermangansaures

Kali

sulfurnt. pro balneo. Sceselleberl#anolinnm. Lanolin
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Gesetzjammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

7. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: Ministerial- Belanmimachung. über die Ordmung der gemeinsamen Nektorprüfmg in
den Fürstentümern Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershausen. S. 61.

 LXVII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 21. Mai 1915

über die Ordnung der gemeinsamen Rektorprüfung in den Fürsten-

tümern Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershausen.

Mit Höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird die nachstehende

Ordunng der gemeinsamen Rektorprüfung

in den Fürstentümern Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershausen

vom 15. April 1915 für das Jürstentum Schwarzburg-Rudolstadt hiermit in

Geltung gesezt.

Rudolstadt, den 21. Mai 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abteilung für Kirchen= und Schulsachen.

Frhr. v. d. Recke.

Ausgegeben in Rudolftadt am 13. Juni 1915.

Fürstl. Schwarzb. Rudolst. Gesetzsammlung LXXVI. 12
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Ordnung
der gemeinsamen Rektorprüfung in den Fürstencümern Schwarzburg-

Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershausen.

Vom 15. April 1915.

Die Regierungen der Fürstentümer Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-

Sondershausen haben beschlossen, folgende Ordnung für eine gemeinsame Rektor=
prüfung zu erlassen:

81.

Zweck der Prüfung.

Die Rektorprüfung soll den Volksschullehrern beider Fürstentümer, welche die

2. Lehrerprüfung (Anstellungsprüsung) gut bestanden haben und mindestens 3 Jahre

im Schuldienst unwiderruflich angestellt sind, Gelegenheit geben, ihre Befähigung
als Seminarlehrer, Leiter von Mittelschulen und von Volksschulen mit 8 oder

mehr Klassen nachzuweisen.
§5 2.

Prüfungstermin.

Die Rektorprüfung sindet in jedem Jahre nur einmal im Herbst und zwar

in der Regel nur dann statt, wenn mindestens 2 Meldungen vorliegen. Die

Meldungen sind bis zum 1. Juli an die oberste Schulbehörde einzureichen. Den

Termin für die mündliche Prüfung bestimmt der Vorsigende.

83.

Prüfungsauoschuß.

Die Rektorprüfung wird vor einem besonderen Prüfungsausschuß abgelegt.

Dieser Prüfungsausschuß besteht außer dem den Vorsitz führenden Prüfungs=

kommissar (§ 4) aus mehreren Mitgliedern, die aus dem Kreise bewährter Schul-

männer in möglichst gleicher Anzahl aus jedem Fürstentum von den Flrstlichen

Ministerien nach Maßgabe der Prüsungsfächer auf jederzeitigen Widerruf bestellt
werden.
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84.
Vorsitz des Ausschusses.

Den Vorsih führt als Prüfnugskommissar immer der Generalschulinspektor,

bzw. Landesschulinspektor desjenigen Fürstentums, dem die Mehrzahl der Prüflinge

angehört. In den Fällen, in denen die Anzahl der Prüflinge aus beiden Fürsten-

tümern gleich ist, geht der Vorsitz auf die Seite über, welche ihn bei der zuletzt

abgehaltenen Prüfung nicht führte. Bei der ersten Prüfung entscheidet in diesem
Falle das Los.

Die Vorsitzenden verkrelen sich im Behinderungsfalle gegenseitig.

8 5.

Geschäftsleitung.

Die Geschäftsleitung liegt jedesmal in den Händen derjeuigen Regierung, die

den Vorsitzenden stellt.

Jede Regierung führt eigene Prüfungoakten.

—
Ort der Prüfung.

Die Rellorprüsung sindet in der Regel am Siß des Prüfungskommissars

stalt, jedoch ist, besonders für den Fall, daß die Zahl der Prüflinge aus jedem

Fürstentum gleich ist, die Wahl eines dritten Ortes zulässig.

87.
Zulassung.

Voraussetzung der Zulassung zur Rektorprüfung ist die bestandene Mittelschul-

lehrerprüfung; jedoch können die Fürstlichen Ministerien in Fällen, in denen die

Prüfung nur zur Erlangung von Leitungsbesugnissen an Vollsschulen abgelegt

werden soll, Lehrer ihres Landes auch ohne vorhergehende Mittelschullehrerprüfung

unter der Voraussehung zulassen, daß sie sich in Ausübung ihrer Berusspflicht all-

seitig bewährt haben.
In diesem Falle kann die Dauer der mündlichen Prüfung auf 3 Stunden

erhöht und eine 2. Lehrprobe gefordert werden.

Die Zulassung der Prüfung erfolgt durch die oberste Schulbehörde des

Staates, dem der Bewerber durch Anstellung oder 3 Jahre durch den Besi der

Staaksangehörigkeit zugehört.
12.
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Die Meldung ist bei ihr auf dem vorgeschriebenen Dienstwege mit Angabe

des Fachgebiets, dem der Prüfling sich besonders gewidmet hat, unter Beifügung

folgender Schriftstücke einzureichen:

1. eines Lebenslaufs mit genauen Angaben über die Vorbereitung zur

Prüfung,

der Zeugnisse über bestandene 1. und 2. Prüfung, bzw. Mittelschullehrer-

prüfung in beglaubigter Abschrift,

 eines Zeugnisses des bisherigen Schulinspektors über allgemeine Befähi-

ung für leitende Stellen, über Lehrgeschick und Unterrichkserfolge.

Weitere Zeugnisse, insbesondere über Führung, Lebenshaltung, Gesundheit usw.

des Prüflings sind auf Erfordern beizubringen.

Erfolgt die Zulassung, so teilen sich die Regierungen gegenseitig die Zahl der

zugelassenen Prüflinge mit, um festzustellen, auf welcher Seile der Vorsitz zu

führen ist.

Die geschäftsführende Regierung beauftragt alsbald ihren Prüfungskommissar
mit Erledigung des Prüfungsgeschäfts.

#

—.

68.

Form der Prüfung.

Die Prüfung ist eine schriftliche und mündliche, der sich die zu fordernden

Lehrproben auschließen.
6#0.

Die schriftliche Prüfung.

Zur schriftlichen häuslichen Bearbeitung schlagen die Kommissionsmitglieder in

der zunächst durch das Lebensalter, später durch die Zeit des Eintrikts bestimmten

Reihenfolge 3 Aufgaben aus dem Gebiete der Unterrichts= und Erziehungslehre

oder aus der Schulpraxis vor, aus denen der Prüfungskommissar eine auswählt

und den Prüflingen zustellt.

Die Arbeit, die 24 Bogenseiten nicht überschreiten soll, ist binnen 6 Wochen,

vom Tage der Zustellung der Aufgabe ab gerechnet, in deutscher Reinschrift, deut-

lich geschrieben und gehestet einzureichen.
Der Bewerber hat die benutzten Hilfsmittel genan anzugeben und zu ver-

sichern, daß er die Arbeit selbständig gefertigt und andere als die von ihm an-

gegebenen Hilfsmittel nicht benutzt hat.
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Wörtliche Entlehnungen sind als solche zu keunzeichnen.

Die Arbeiten werden nach Bestimmung des Prüfungskommissars den Mit-

yliedern des Ausschusses mil der Maßgabe zur Beurteilung überwiesen, daß sie

dasjenige Milglied zuerst erhält, welches die Ausgabe gestellt hat. Das Urteil ist
kurz zu begründen. Die Arbeiten bleiben bei den Aklen des Ausschusses.

8 10.

Die mündliche Prüfung.

Die mündliche Prüfung, deren Dauer für einen Prüfling in der Regel nicht

über 2 Stunden hinaus ausgedehnt werden soll (§ 7 Abs. 2), verbreitet sich über

das ganze Gebiet der allgemeinen Unterrichts= und Erziehungslehre in ihrem

Zusammenhange mitl der Psychologie, über spezielle Methodik, wobei auch

übersichlliche Kenntnis der Geschichte des Unterrichts in den einzelnen Fächern zu

sordern ist, über Schulpraxis, über Ingendpflege, über Schulgesetze und

Verordnungen, über Schulgesundheitspflege, über schulische Akten= und

Listenführung, über Lehr= und Lernmittel, über wichtige wissenschaftliche

Hilfsmittel für den Lehrer, über Volks= und Jugendschriften und über
Schulsparkassen.

8 11.

Die praltische Prüfung.

Die praktische Prüfung besteht in einer (6 7 Abs. 2) Lehrprobe über eine

Aufgabe aus einem vom Prüfungskommissar zu wählenden Fache des Volksschul-

unterrichts.
Über die Behandlung der Aufgabe, die mindestens 1 Tag vorher gestellt

werden muß, ist vor Beginn der Lehrprobe ein schriftlicher Entwurf dem Ausschuß

vorzulegen.
* 12.

Zurückweisung von der mündlichen Prüfung.

Durch einstimmigen Beschluß kann der Prüfungsausschuß mit Rücksicht auf

den Ausfall der häuslichen Arbeit die Fortsetzung der Prüfung ablehnen.

8 13.

Gang und Ergebnis der Prüfung

Den Gang der Prüfung ordnet der Vorsitzende nach Rücksprache mit dem

Ausschuß.
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Die Prüfung ist vor dem gesamten Ausschuß in allen Prüsungsgegenständen

abzulegen.

Die Ergebnisse werden unmittelbar nach Beendigung jedes Teils festgesetzt

und nach den Abstufungen: Sehr gut (1), Gut (1I), Genügend (III), Ungenügend
IV) zeusiert.

Ist die Prüfung beslanden, so ist eine Hauptzenfur zu erteilen.

8 14.

Feststellung des Ergebnisses.

Der Ausschuß entscheidet durch Mehrheitsbeschluß, ob die Prüfung bestanden

ist; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Einem Prüfling, dessen Lehrprobe oder dessen Wissen in zwei Prüfungsfächern

nicht genügend war, ist die Befähigung zu versagen.

Üüber den Verlauf der Prüfung ist von den Mitgliedern abwechselnd eine

schriftliche Verhandlung zu führen, deren Abschrift den beteiligten Regierungen be-

treffs der von ihnen angemeldeten Prüflinge vom Vorsitzenden vorzulegen ist.

Ebeuso ist ihnen Einsicht in die Arbeiten und die ergangenen Verhandlungen auf

Verlangen jederzeit zu gewähren.

g 15.

Ergãnzung bzw. Wiederholung der Prfung.

Hat der Prüfling den Anforderungen der Prüsung teilweise nicht entsprochen,

so entscheidet die ihm vorgesetzte oberste Schulbehörde auf Grund des Berichtes des
Ausschusses, ob er zu einer Ergänzungsprüfung oder zur Wiederholung der ganzen

Prüfung wieder zugelassen werden soll.

Die Ergänzungsprüfung muß innerhalb der nächsten 2 Jahre stattfinden,

andernfalls verfällt die Berechtigung zu ihrer Ablegung.

8 16.

Prüfungszeugnis.

Nach bestandener Prüsung erhält der Geprüfte ein von den Mitgliedern der

Kommission unterzeichnetes und von seiner obersten Schulbehörde beglaubigtes und

— von dieser zuzustellendes Prüfungszeugnis nach untenstehendem Muster.
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817.
Gebühren und Kosten.

Die Kosten der Prüfung, zu denen der Prüfling je nach der Zahl der Teil-

nehmer, mindestens aber 50/ alsbald nach der Zulassung beizutragen hat, trägt

jede Regierung für die von ihr angemeldeten Prüflinge.
Eine Rückzahlung an den Bewerber ist nur zulässig, wenn er durch Zeugnisse,

über deren Gültigkeit seine Oberschulbehörde zu entscheiden hat, nachweist, daß er

durch Krankheit oder sonstige außerordeutliche Hindernisse genötigt war, der Prüfung
fern zu bleiben.

Die den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu gewährenden Vergütungen

werden durch besondere Vereinbarung zwischen den beiden Ministerien festgestellt.

8 18.

Inlraftsetzung der Prüfungsordnung.

Vorstehende Prüfungsordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung

in Krast.
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Muster für das

Prüfungszeugnis.
N. N. , geboren am in ,

Kreis rsniiesZ

Vczirk , Konfession, hat am 19

die Rektorprüfung für Befähigung zur Leitung von (zur Anstellung

als ) mit der

Gesamtzensur
bestanden.

Rudolstadt, d
Sondershausen, en )19

. a Der Fürstliche Prüfungsausschuß.

 Fürstl. Prüfungskommissar.

pp.

pp.

pp.

Auf Grund vorstehenden Zeuguisses wird dem (Stand) N. N.

Leitung von

Anstellung als zuerkannt.die Befähigung zur

Rudolstadt,
Sondershausen, den 19

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
L. 8) Abteilung für Kirchen- und Schulsachen.



1915 69

Gesetzsammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

8. Stck vom Jahre 1915.

Inhalt: Ministerial-Verordnung über die nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeilsnachweise.

S. 69. Polizei. Verordnung über Kuderung der Polizei-Verordnung, betreffend den

Verkehr mit Sprengslossen. S. 71 — Ministerial- ätünsh, betreffend eine
Ainderung der Postordnung vom 20. März 1900. S.7

 XVIII. Ministerial-Verordnung
vom 2. Juni 1915

über die nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweise.

Auf Grund von § 15 des Stellenvermittlergesetzes vom 2. Juni 1010 (Reichs-

Gesepblatt S. 680) wird für die nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweise

im Fürstentum folgendes bestimmt.

81.

Die Arbeitsnachweise haben dem Kaiserlichen Statistischen Amt, Abteilung für

Arbeiterstatistikf, in Berlin und dem Verband Thüringischer Arbeitsnachweise in

Jena bis zum 1. Juli 1915 eine Anzeige folgenden Inhalts zu erstatten:

a) Bezeichnung des Arbeitsnachweises,

b) Angabe der Personen oder Körperschaften, die ihn unterhalten,

IP) Betriebsstätte,
d) Name des Geschäftsleiters,

) Ferusprechuummer,

1) Geschäftsstunden.

Jede hierin sich ergebende Anderung, sowie die Eröffnung eines neuen Arbeits-

nachweises ist binnen drei Tagen in gleicher Weise anzuzeigen.

Farkl. Schwarzb.-Rudolsl. Gesetzlammlung I.XXVI.
Ansgegeben in Rudolstadt am 18. Juni ö1118
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82.

Die Arbeitsnachweise, mit Ausnahme der Arbeitsuachweise für kaufmännische,

technische und Bureauangestellte, haben jeden Dienstag und jeden Freitag die Zahl

der Arbeitsgesuche und offenen Stellen, die bis zum Zeitpunkt der Meldung nicht

erledigt werden konnten und voraussichtlich bis zum Erscheinen des Arbeitsmarkt-

anzeigers nicht erledigt werden können, mit genauer Angabe der Berufsart (Spezial-

berufe) unmittelbar an den Verband Thüringischer Arbeitsnachweise in Jena, der

bie erforderlichen Vordrucke kostenlos zur Verfügung stellt, zu melden. Die Melde-

karten sind in zweifacher Aussertigung und so rechtzeitig abzusenden, daß sie beim

Verband Thüringischer Arbeitsnachweise jeden Mittwoch und Sonnabend mit der

ersten Post eintreffen.
83.

Jeder Arbeitsnachweis hat einen Geschäftsleiter zu bestellen, der für die Er-

süllung der Vorschriften in § 1 und 2 verantwortlich ist.

8 4.

Der Verband Thüringischer Arbeitsnachweise in Jena hat die nach § 2 bei

ihm eingehenden Meldungen jeden Mittwoch und jeden Sonnabend an das Kaiser-

liche Statistische Amt, Abteilung für Arbeiterstatistik, in Berlin, so zeitig weiterzu-

geben, daß sie dort jeden Donnerstag und Montag mit der ersten Post eintreffen.

Die erforderlichen Vordrucke wird das Kaiserliche Statistische Amt kostenlos zur

Verfügung siellen.
Nicht weiterzugeben sind die Meldungen (Abs. 1) über die Arbeitsgesuche und

offenen Stellen,
a) die vom Verband Thüringischer Arbeitsnachweise selbst erledigt werden

konnten oder voraussichtlich bis zum Erscheinen des Arbeitsmarktanzeigers

erledigt werden können,

b) die von Arbeitsnachweisen eingegangen sind, welche voraussichtlich weniger
als 200 Stellen im Jahr besetzen werden.

§9 5.

Erstmalig sind die in § 2 vorgeschriebenen Meldungen am Freitag, den

30. Juli 1915, die in § 4 Abs. 1 vorgeschriebene Meldung am Sonnabend, den

31. Juli 1915, zu erstatten.
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86.

Nach § 16 des Stellenvermittlergesetzes werden Leiter und Angestellte eines

nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweises mit Geldstrafe bis zu einhunderkfünfzig

Mark oder mit Haft bestraft, wenn sie den Bestimmungen in § 1, 2 dieser Ver-

ordnung zuwiderhandeln.

Rudolstadt, den 2. Juni 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abteilung des Junern.

Werner.

 NXIX. Polizei-Verordnung
vom 2. Juni 1915

über Anderung der Polizei-Verordnung, betreffend den Verkehr mit

Sprengstoffen.

Auf Grund des 8 3 des Gesetzes vom 6. Dezember 1892 (Ges.-S. S. 238)

wird hierdurch verordnet, was folgt:

Die im § 6 Abs. 8 der Polizei-Verordnung vom 5. September 1905 (Ges.-S.
S. 47) enthaltene Vorschrift, betreffend zuverlässige Hananrsfe oder Handleisten an

den zur Verpackung von nitroglyzerinhaltigen Sprengstoffen dienenden Kisten, wird

bis auf weiteres aufgehoben.

Diese Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.

Rudolstadt, den 2. Juni 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abteilung des Innern.

Werner.
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 XX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 7. Juni 1915,

betreffend eine Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.

Die nachstehende Anderung der Postorduung vom 20. März 1900 (Ges.-S.

S. 197) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Rudolstadt, den 7. Juni 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
In Vertreiung.

Weruer.

Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.
Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen vom 28. Oktober 1871

(R.G.Bl.S.347) und des § 3 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Erleichterung

des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908 (N.G.Bl. S. 321) sowie auf Grund der

beiden Bekanntmachungen des Bundesrats vom 17. Mai 1915 (N.G.Bl. S. 284),

betreffend Aufhebung der für die Fristen des Wechsel= und Scheckrechts angeordneten

dreißigtägigen Verlängerung und betreffend die Fristen des Wechsel= und Scheckrechts

für Elsaß-Lothringen, Ostpreußen usw., wird der § 18a „Postprotest“ der Post-

ordnung vom 20. März 1900 wie folgt geändert.

1I. Unter ist zu setzen

A. statt des mit den Worlen „Ist die Zahlung der Wechselsumme nicht zu

erlangen usw.“ beginnenden Absatzes — Bekanntmachung vom 27. Sep-

tember 1914 (R.G.Bl. S. 419) —:

Ist die Zahlung der Wechselsumme nicht zu erlangen, oder

bleibt der Versuch, den Postauftrag vorzuzeigen, erfolglos, so wird

der Postauftrag bei der Postanstalt zur Einlösung bereit gehalten.

Erfolgt die Einlösung nicht, so wird der Wechsel mit dem Post-

auftrag nochmals zur Zahlung vorgezeigt:

a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit bis einschließ-

lich 27. Mai 1915 eintritt,

am dreißigsten Tage nach Ablauf der Prolestfrist des Art. 41

Abs. 2 der Wechselordnung;
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b) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 2 8. Mni

1915 bis einschließlich 28. Juni 1915 eintritt,

am 30. Juni 1915;

I0) wenn der Zahlungstag des Wechsels am 29. Juui 1915 oder

später eintritt,
am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage.

Mleibt die zweite Vorzeigung oder der Versuch zu dieser

erfolglos, so wird gegen die im Postauftrage bezeichnete Person

Protest nach den Vorschriften der Wechselordnung erhoben.

stalt des mit den Worten „Postprotestansträge mit Wechseln, die in

Elsaß-Lothringen, in der Provinz Ostpreußen usw.“ beginnenden und

des folgenden Absahes — Bekanntmachung vom 16. März 1915

(NR.G. Bl. S. 153) —:

I. Postprotestaufträge mit Wechseln, die in Elsaß-Lothringen oder in

Ostpreußen in den Regierungsbezirken Allenstein und Gumbinnen

sowie in den Kreisen Gerdauen und Memel zahlbar sind, oder mit

solchen in anderen Teilen Ostpreußens oder im Stadtkreise Danzig

zahlbaren gezogenen Wechseln, die als Wohnort des Bezogenen einen

Ort angeben, der in einem der bezeichneten Teile Ostpreußens (Re-

gierungsbezirke Allenstein und Gumbinnen, Kreise Gerdauen und

Memel) liegt, werden erst an folgenden Tagen nochmals zur Zah-=

lung vorgezeigt:
n) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli

1914 bis einschließlich 29. Juli 1915 eingetreten ist,

am 31. Juli 1915;

b) wenn der Zahlungstag des Wechsels am 30. Juli 1915 oder

später eintritt,

am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage.

 Postprotestanfträge mit Wechseln, die in den westpreußischen Kreisen

Marienburg, Elbing Stadt und Land, Stuhm, Marienwerder, Rosen-

berg, Grandenz Stadt und Land, Löban, Culm, Briesen, Strasburg,

Thorn Stadt und Land zahlbar sind, oder mit solchen im Stadt-

kreise Danzig zahlbaren gezogenen Wechseln, die als Wohnort des

Bezogenen einen Ort angeben, der in einem dieser westpreußischen

-

—



-7: 1915
Kreise liegt, werden erst an folgenden Tagen nochmals zur Zahlung

vorgezeigt:
a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli

1914 bis einschließlich 29. April 1915 eingetreten ist,

am 31. Mai 1915;

b) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. April

1915 bis einschließlich 27. Mai 1915 eintritt,

am dreißigsten Tage nach Ablauf der Protestfrist des Art. 41

Abs. 2 der Wechselordnung;

) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 28. Mai

1915 bis einschließlich 28. Juni 1915 eintritt,

am 30. Juni 1915;

")) wenn der Zahlungstag des Wechsels am 29. Juni 1915 oder

später eintritt,

am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage.

Dasselbe gilt von Postprotestaufträgen mit Wechselu, die in den ostpreußischen

Kreisen Braunsberg, Fischhausen, Friedland, Heiligenbeil, Heilsberg, Königsberg
Stadt und Land, Labian, Mohrungen, Pr. Cylau, Pr. Holland, Rastenburg und

Wehlau zahlbar sind, soweit sie nicht unter B 1I fallen, oder mit solchen im Stadt-

kreise Danzig zahlbaren gezogenen Wechseln, die als Wohnort des Bezogenen einen

Ort angeben, der in einem dieser oslpreußischen Kreise liegt.

Als Zahlungstag — für A und B — gilt der Fälligkeitstag des Wechsels

oder, wenn dieser ein Sonn= oder Feiertag ist, der nächste Werktag. Fällt der

Schlußtag der Frist zur Vorzeigung des Wechsels auf einen Sonn= oder Feiertag,

so wird der Wechsel am nächsten Werktage zur Zahlung vorgezeigt. Die Postver-

waltung behält sich vor, die Vorzeigung der Wechsel, deren Protestfrist am 31. Mai

oder am 30. Juni oder am 31. Juli 1915 abläuft, auf mehrere vorhergehende

Tage zu verteilen.

2. Die Anderungen treten sofort in Krast.

Berlin, den 22. Mai 1915.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Kraetke.
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Gesetzlammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

9. Stück vom Jahre 1015.

Inhalt: Geset, betrefsend eine Abänderung des Gesees über die Volksschulen. S. 75. —

Minislerial-Bekanntmachung,betreffend eine Anderung der Poslordnung. S. 76.

 XXI. Gesetz
vom 8. August 1915,

betreffend eine Abänderung des Gesetzes über die Volksschulen

vom 22. März 1861
13. März 1908

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums auf Grund des § 25 des Grund-

gesetzes vom 21. März 1854, was folgt:

Einziger Artikel.

Während der Dauer des gegenwärtigen Krieges ist das Ministerium, Abteilung

für Kirchen= und Schulsachen, befugt, die Entlassung von Schulkindern aus der

Schule ohne Rücksicht auf den achtjährigen Schulbesuch und auf die Vollendung
des 14. Lebensjahres aus besonderen Gründen zu verfügen (8 10 des Volksschul-

gesetzes vom wee s Ges.-S. S. 30).

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-
lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 8. August 1915.

(L. S) Günther.
——0a Frhr. v. d. Recke.

Ausgegeben in ##ndolfiadt am 15. August 1915.

Fürkll. Schwarzb. Rudolst. Geselammuung LXXVI. 14
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 DXXII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 8. Angust 1915,

betreffend eine Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.

Die nachstehende Anderung der Postordnung vom 20. März 1900 (Ges.-S.

S. 197) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Rudolstadt, den 8. August 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Frhr. v. d. Recke.

Tnderung der Postordnung vom 20. März 1900.
Auf Grund des § 50 des Gesebes über das Postwesen vom 28. Oktober 1871

(N.G. Bl. S. 347) und des § 3 Abs. 2 des Gesehes, betreffend die Erleichterung.

des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908 (R.G.Bl. S. 321) sowie auf Grund des

Artikels 1 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 22. Juli 1915 (R.G.Bl.

S. 450), betreffend die Fristen des Wechsel= und Scheckrechts für Elsaß-Lothringen,

Ostpreußen usw., wird die Postordnung vom 20. März 1900 wie folgt geändert.

1. Im §18 „Postaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen usw.“ erhält der

letzte Satz des Abs. vI. die Fassung:

Wünscht der Auftraggeber, daß die Weitersendung an eine zur Auf-

nahme des Wechselprotestes befugte Person geschieht, so genügt der Vermerk

„Sofort zum Protest“ auf der Rückseite des Postauftragsformulars, ohne

daß es der namentlichen Bezeichnung einer solchen Person bedarf.

Im Abs. kn wird dementsprechend der Vermerk „Sofort zum Protest ohne

Rücksicht auf die verlängerte Protestfrist“ wieder ersetzt durch den Vermerk „Sofort
zum Protest"“.

2. Im § 18a „Postprotest“ erhält der Abs. v folgende Fassung:

V. A. Die Einziehung der Wechselsumme erfolgt gegen Vorzeigung des

Postauftragsund gegen Aushöndigung des Wechsels. Für die Vorzeigung

sind die Vorschriften des § 39, 1 bis v maßgebend. Wird die Wechsel-
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summe gezahlt, so wird der Postauftrag wie ein solcher zur Geldeinziehung

behandelt.
Ist die Zahlung der Wechselsumme nicht zu erlangen, oder bleibt der

Versuch, den Postauftrag vorzuzeigen, ersolglos, so wird der Postauftrag

bei der Postanstalt bis zum Schlusse der Schalterdienststunden des ersten

Werktags nach dem Zahlungstage des Wechsels zur Einlösung bereit ge-

halten. Erfolgt die Einlösung auch bis zu diesem Zeitpunkte nicht, so

wird der Wechsel mit dem Postauftrag am zweiten Werktage nach dem

Zahlungstage des Wechsels nochmals zur Zahlung vorgezeigt. Bleibt die

zweite Vorzeigung oder der Versuch zu dieser erfolglos, so wird gegen die

im Postauftrage bezeichnete Person Protest nach den Vorschriften der

Wechselordnung erhoben.
Die Aufnahme des Protestes geschieht bereits nach der ersten Vor-

zeigung, wenn bei dieser Vorzeigung die Zahlung ausdrücklich verweigert

wird. Als Zahlungsverweigerung gilt nur die Erklärung der Person, die

Zahlung leisten soll, oder ihres Bevollmächtigten. Ebenso wird der Protest

schon nach der ersten Vorzeigung oder nach dem ersten Versuche der Vor-

zeigung erhoben, wenn der Postprotestauftrag auf der Rückseite mit dem

Vermerk „Ohne Protestfrist“ versehen ist, wenn die Protestfrist mit dem

Tage der Vorzeigung abläuft, oder wenn die Person, die Zahlung leisten

soll, am Zahlungsorte des Wechsels weder ein Geschäftslokal noch eine

Wohnung hat, oder wenn die Postanstalt die Erhebung des Protestes nach

der ersten Vorzeigung aus einem anderen Grunde für erforderlich erachtet.

B. Postprotestaufträge mit Wechseln, die in Elsaß-Lothringen oder in

Ostpreußen in den Regierungsbezirken Allenstein und Gumbinnen sowie in

den Kreisen Gerdauen und Memel zahlbar sind, oder mit solchen in anderen

Teilen Ostpreußens oder im Stadtkreise Danzig zahlbaren gezogenen Wech-

seln, die als Wohnort des Bezogenen einen Ort angeben, der in einem der

bezeichneten Teile Ostpreußens (Regierungsbezirke Allenstein und Gum-

binnen, Kreise Gerdauen und Memel) liegt, werden erst an folgenden Tagen
nochmals zur Zahlung vorgcezeigt:

a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli

1914 bis einschließlich 28. Oktober 1915 eingetreten ist,

am 30. Oktober 1915;

*
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b) wenn der Zahlungstag des Wechsels am 29. Oktober 1915 oder

später eintritt,

am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage.

Solange die Verlängerung der Fristen des Wechsel= und Scheckrechts

nach der Vorschrift des vorhergehenden Satzes besteht, kann der Auftrag-

Oeber verlangen, daß ein davon betroffener Wechsel mit dem Postprotest-

auftrage schon am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage des Wechsels

nochmals zur Zahlung vorgezeigt und, wenn auch diese Vorzeigung oder

der Versuch dazu erfolglos bleibt, protestiert werde. Dieses Verlangen ist
durch den Vermerk „Ohne die verlängerte Protestfrist“ auf der Rückseite

des Postprotestauftrags auszudrücken. Auch kann die Post damit betraut

werden, für solche Wechsel neben der Wechselsumme auch die für die ver-

längerte Frist vom Tage der ersten Vorzeigung des Wechsels an fälligen

Wechselzinsen einzuziehen und im Nichtzahlungsfalle deswegen Protest zu

erheben. Wird hiervon Gebrauch gemacht, so ist in den Vordruck zum

Postprotestauftrag hinter „Betrag des beigefügten Wechsels“ einzutragen

„nebst Verzugszinsen von 6 v. H. vom Tage der ersten Vorzeigung, näm-

lich vvo ab“. Der Zeitpunkt, von dem an die Zinsen zu be-

rechnen sind, ist nicht anzugeben, wenn die Post die erste Vorzeigung des

Wechsels bewirkt. Hat der Auftraggeber die Einziehung der Zinsen ver-

langt, so wird der Wechsel nur gegen Bezahlung der Wechselsumme und

der Zinsen ausgehändigt, bei Nichtzahlung auch nur der Zinsen aber wegen

des nicht gezahlten Betrags Protest mangels Zahlung erhoben.
C. Als Zahlungstag gilt der Fälligkeitstag des Wechsels oder, wenn

dieser ein Soun= oder Feiertag ist, der nächste Werktag. Fällt der Schlußtag

der Frist zur Vorzeigung des Wechsels auf einen Sonn= oder Feiertag, so

wird der Wechsel am nächsten Werktage zur Zahlung vorgezeigt. Die Post-

verwaltung behält sich vor, die Vorzeigung der Wechsel, deren Protestfrist am

30.Oktober 1915 (Abs.B) abläuft, auf mehrere vorhergehende Tage zu verteilen.
3. Die Anderungen treten sofort in Kraft.

Berlin, den 23. Juli 1915.
- Der Reichskanzler.

In Vertretung:
Kraette.

— — —
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Gesetzjammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

10. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: Verordunng, betressend die Einbernfung des Landiags des Fürstentums. S. 79.

 NXXIII. Verordnung
vom 12. Oktober 1915,

betreffend die Einberufung des Landtags des Fürstentums.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen hiermit, daß der Landtag des Fürstentums auf

Montag, den 8. November 1915,

in Unsere Residenz Rudolstadt einzuberufen ist und beauftragen Unser Ministerium

mit der Ausführung dieser Verordumg.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Schwarzburg, den 12. Oktober 1915.

(L. S. Günther.

Frhr. v. d. Recke.

Ausgegeben in Rudolfstadt om 15. Ollober 1915.

—.—— —————— 15
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Gesetzsammlung
für das Fürstentum Schwarzburg--Rudolstadt.

11. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: Gesetz, beiressend den SlaatshaushaltsElatfürdasRechnungsjahr 1916. S. 81.

— Gesetz, betressend die Feststellung des Prozentsabzes für die während des Rechnungs-

jahres 1916 zu erhebende Grund- und Gebändesteuer. S. 82. Geset, betressend

die Verlängerung der laufenden Wahlperiode der Landiagsabgeordneten. S. 83. —

Gesct, betressend die weitere Verlängerung der Wahlperioden der Milglieder der Stadt-
räte und der Gemeinderäte. S. 81. — Geseh über die kommunale Doppelbestene=

rung. S. 85. — Ministerial-Bekanntmachung zum Gesetz vom 8. August 1915, be-

tressend eine Abänderung des Gesetzes über die Volksschulen vom * - nmi

S. 85. — Ministerial-Verordnung, betressend die Enhsbung der Grund= und Ge-
bäudestener während des Rechnungdjahres 1916. S.

 NXXIV. Gesetz
vom 19. November 1915,

betreffend den Staatshaushalts-Etat für das Rechnungsjahr 1916.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministerinms, sowie mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:

81.
Die Finanzperiode 1912—1914 wird um das Rechnungsjahr 1916 bis zum

31. März 1917 verlängert.

82.

Der durch das Geseß vom 23. März 1913 (Ges.-S. S. 159) festgestellte

Staatshaushalts-Etat für die Finanzperiode 1912—1914 behält Geltung für das

Rechnungsjahr 1916.
Ausgegeben in Ruvolstadt am 25. November 1915.

Fürstl. Schwarzb.-Nudolst. Gesetsommlung LXXVI.
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83.
Die Regierung ist ermächtigt, zur Erfüllung der dem Staate im Rechnungs-

jahre 1916 erwachsenden Verpflichtungen im Bedarfsfalle Darlehen aufzunehmen,

auch wenn deren Tilgung im Rechnungojahre 196 nicht gesichert erscheint.

* 4.

Unser Ministerium wird mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 19. November 1915.

Günther.
(L. S.)

Frhr. v. d. Recke.
——

 XXV. Gesetz
vom 19. November 1915,

betreffend die Feststellung des Prozentsatzes für die während des

Rechnungsjahres 1916 zu erhebende Grund= und Gebäudesteuer.

Wir Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:

§ 1.

Der durch das Geseh vom 19. Jannar 1872 (Ges.-S. S. 74) festgestellte und

seitdem für jede Finanzperiode gesehlich belassene Prozentsaß für die zu erhebende

Grund= und Gebändesteuer, nämlich acht vom Hundert des Reinertrags der stener-

pflichtigen Liegenschaften und vier vom Hundert des Nutungswerts der siener-

pflichtigen Gebäude, bleibt auch für das Rechnungsjahr 1916 bestehen.

Es sollen jedoch 25%0 der Gebäudesteuer für das Rechnungsjahr 1916 außer

Hebung bleiben.
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Unser Ministerium wird mit der Ausführung dieses Gesehes beauftragt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 19. November 1915.

Günther.
(L. 8)

Frhr. v. d. Recke.

 XXVI. Gesetz
vom 19. November 1915,

betreffend die Verlängerung der laufenden Wahlperiode der Landtags-

abgeordneten.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:

Einziger Artikel.

Die laufende Wahlperiode der Landtagsabgeordneten wird bis zum 31. De-

gember 1916 verlängert.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 19. November 1915.

Günther.
(L. S.)

Frhr. v. d. Recke.

16

— —
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 LXXVII. Gesetz
vom 19. November 1915,

betreffend die weitere Verlängerung der Wahlperioden der Mitglieder
der Stadträte und der Gemeinderäte.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des Landtags,

was folgt:

Art. 1.

Die lanfenden Wahlperioden der zurzeit im Amte befindlichen Mitglieder der

Stadträte und Gemeinderäte (Art. 51, 71, 139 und 140 der Gemeindeordnung

vom 9. Juni 1876 — Ges.-S. S. 69) werden hiermit um ein weiteres Jahr

verlängert.
Diese Bestimmung findet siungemäße Anwendung auf die Dauer der Wahl=

periode derjeuigen Mitglieder, die zum Ersatz außergewöhnlich ausgeschiedener Mit-

glieder gewählt worden sind oder noch gewählt werden (Art. 73 und 144 a. a. O.).

Art. 2.

Dieses Gesetz tritt mit dem Zeitpunkt seiner Verkündigung in Kraft.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst=

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 19. November 1915.

Günther.
(L. S.

Frhr. v. d. Recke.
—
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A XXVIII. Gesetz
vom 19. November 1915

über die kommunale Doppelbesteuerung.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und unter Zustimmung des Landtags,

was folgt:
Einziger Artikel.

Zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen bei Heranziehung zu direkten Ge-

meindesteuern im Fürstentum und in einem anderen deutschen Bundesstaate ist das

Ministerium ermächtigt, mit rückwirkender Kraft bis 1. April 1915, Vereinbarungen

zu treffen und Anordnungen zu erlassen, durch welche die Steuerpflicht unter

Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit auch abweichend von den im Fürsten-

tum geltenden Vorschriften geregelt wird.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 19. November 1915.

Günther.
(L. S)

——J. Frhr. v. d. Recke.

 XXIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 19. November 1915

zum Gesetz vom 8. August 1915, betreffend eine Abänderung des Ge-

setes über die Volksschulen vom * *

Wir bringen zur öffentlichen Kenntnis, daß der Landtag dem auf Grund des

§5 25 des Grundgesetzes vom 21. März 1854 erlassenen Gesetze vom 8. August,
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. · .. . . . 22. Marz 1861

1915, betreffend eine Abänderung des Gesehes ber die Volksschulen vom -Mar tu08.

(Ges.-S. 1915, S. 75), die verfassungsmäßige Genehmigung erteilt hat.

Rudolstadt, den 19. November 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Frhr. v. d. Recke.

 NAXXX. Ministerial-Verordnung
vom 20. November 1915,

betreffend die Einhebung der Grund= und Gebäudesteuer während des

Rechnungsjahres 1916.

Zur Ausführung des Geseßes, betreffend die Feststellung des Prozentsatzes für

die während des Rechnungsjahres 1916 zu erhebende Grund= und Gebäudesteuer,

wird verordnet, daß die Grundstener für jedes Viertel des Rechnungsjahres 1916

mit zwei vom Hundert des Reinertrages der steuerpflichtigen Liegenschaften, daß

dagegen die Gebäudesteuer für jedes der drei ersten Viertel des Rcchnungsjahres

1916 mit einem vom Hundert des Nutungswertes der steuerpflichtigen Gebäude

erhoben wird, für das vierte Viertel des Rechnungsjahres 1916 aber außer Hebung

bleiben soll.

Die Fürstlichen Steuerämter werden angewiesen, hiernach zu verfahren.

Rudolstadt, den 20. November 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
Frhr. v. d. Recke.
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Gesetzsammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

12. Stück vom Jahre 1915.

Inhalt: fnntermie ht S. 87. — Verordnung zur Ausführung desKapitalrenten-
steuergesetzes.

 TAXXXI. Kapitalrentenstenergesetz
vom 22. November 1915.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg, Graf zu

Hohnstein, Herr zu Arnstadt, Sondershausen, Leutenberg und Blankenburg,
verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums unter Zustimmung des Landtags,

was folgt:
 I.

Neben und zugleich mit der Einkommenstener wird eine Kapitalrentensteuer

nach Maßgabe dieses Gesebes von denjeuigen einkommenstenerpflichtigen Personen
und ungeteilten Erbmassen erhoben, die nach den Vorschriften des Einkommensteuer-

hesetes vom 28. Juni 1913 (Ges.-S. S. 243) mit Einkommen aus Kapital-

vermögen einschließlich des Einkommens aus Nießbrauchsrechten oder aus Nut-

nießung an Kapitalvermögen zu veranlagen sind.

9 2.

Der Besteuerung unterliegt das nach den §§ 12 und 14 des Einkommen-

steuergesetzes zu berechnende Einkommen aus Kapitalvermögen, mit dem der Steuner-

pflichtige zur Einkommenstener veranlagt ist, sowie dasjenige Einkommen aus

Kapitalvermögen, das irrkümlicherweise bei der Veranlagung zur Einkommensteuer

als aus einer anderen Quelle herrührend angesehen worden ist, nach Abzug der

auf dessen Einziehung und Sicherung erweislich verwendeten Ausgaben.

Fürtl. Schwarzb.-Rudolst. Gesehlommlung I.XXVI.
Ausgegeben in Rudolstadt am 30. Nodember ois.
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Ein Abzug etwaiger Schuldenzinsen sindet nicht statt, dagegen können die auf

den Kapitalbezügen ruhenden privatrechtlichen Lasten in Abzug gebracht werden.

§ 3.

Zinsen oder Renten, die als Teil eines Diensteinkommens bezogen oder in

Beziehung auf frühere Dienstleistung, Arbeit oder Berufstätigkeit gewährt werden,

unterliegen der Kapitalrentensteuer nicht.

Einkommensbeträge eines Stenerpflichtigen aus Kapitalvermögen von nicht

mehr als zusammen 100 “ jährlich bleiben von der Kapitalrentensteuer frei.

Von der Kapitalrentensteuer befreit sind diejenigen natürlichen Personen, die

mit einem stenerpflichtigen Gesamtjahreseinkommen von nicht mehr als 700 zur

Einkommensteuer veranlagt sind.

Inristische Personen, die Bankgeschäfte betreiben, sind hinsichtlich dieser von

der Kapitalrentensteuer befreit. Von den Erträgen der allgemeinen und besonderen

Reservefonds, der Dispositions-, Ernenerungs= und sonstigen Kapitalfonds ist jedoch

die Kapitalrentensteuer zu entrichten. Der jährliche Ertrag derartiger Fonds ist,

wenn er nicht anderweit feststeht, zu vier vom Hundert anzunehmen.

84.

Die Kapitalrentensteuer wird gleichzeitig und in demselben Verfahren mit der

Einkommensteuer veranlagt und erhoben.

Die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes, insbesondere auch diejenigen über

die Veranlagung, einschließlich der Rechtsmittel und der Kosten, über Veränderungen

innerhalb des Steuerjahres, über die Steuererhebung, sowie die Strafbestimmungen

finden dabei entsprechende Anwendung.

Die nach 8 2 Ziff. 4 und 5 des Einkommensteuergesetzes vom 28. Juni 1913

steuerpflichtigen juristischen Personen haben alljährlich zugleich mit der von ihnen

für die Veranlagung zur Einkommensteuer abzugebenden Stenererklärung ein Ver-

zeichnis ihres gesamten Kapitalvermögens einzureichen. Auf die Einreichung dieses
Verzeichnisses sinden die Vorschriften der §5 26 und 30 des Einkommenstener-

gesetzes vom 28. Juni 1913 entsprechende Anwendung.

Wird im Einkommensteuerberufungs= oder Revisionsverfahren das Einkommen

eines Stenerpflichtigen aus Kapitalvermögen oder im Falle des § 3 Abs. 3 dieses
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Gesetzes das Gesamtjahreseinkommen höher oder niedriger festgesetzt als bei der

Veranlagung, so ist gleichzeitig nötigenfalls die Kapitalrentenstener entsprechend zu

erhöhen, zu ermäßigen oder in Abgang zu bringen.

Wegen verminderter Leistungsfähigkeit (3§ 19 und 20 des Einkommensteuer-

gesebes) tritt eine Ermäßigung des gesetzlichen Betrags der Kapitalrentensteuer

nicht ein.

Die Kapitalrentenstener beträgt

von je vollen hundert Mark des steuerpflichtigen Einkommens

aus Kapitalvermögen bis zu 4000 “ 1,2 vom Hundert,

von je vollen hundert Mark des steuerpflichtigen Einkommens

aus Kapitalvermögen von 4100 M bis zu 8000 1,5 „ „ und

von je vollen hundert Mark des steuerpflichtigen Einkommens

aus Kapitalvermögen von mindestens 8100
Diejenigen Beträge, die volle hundert Mark übersteigen, *m“ bei der Be-

rechnung außer Ausatz.

—

86.

Die Kapitalrentensteuer kann von der Heranziehung zur Gemeindesteuer frei

bleiben, darf aber nicht zu einem höheren Prozentsatze als die Grund-, Gebände=

oder Gewerbesteuer (Art. 118 der Gemeindeordnung vom 9. Juni 1876) und nicht

über fünfzig vom Hundert der Staatssteuer herangezogen werden.

Mit Genehmigung der obersten Gemeindeaussichtsbehörde sind Abweichungen

von der Vorschrift des ersten Absaßes zulässig.

87.

Das Ministerium erläßt die zur Ausführnng erforderlichen Vorschriften und

Dienstanweisungen und überwacht als oberste Aufsichtsbehörde die vorschriftsmäßige

Ausführung des Gesebes. Es entscheidet über Beschwerden, die gegen den Ver-

anlagungskommissar oder den Vorsiyenden der Bernfungskommission erhoben
werden.

Die in diesem Gesebe dem Ministerium zugewiesenen Befugnisse und Obliegen=

heiten werden von der Abteilung der Finanzen wahrgenommen.
17·
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88.

Gegenwärtiges Gesetz tritt mit der erfolgten Verössentlichung derart in Kraft,

daß es zum ersten Male bei der Veranlagung für das Sieuerjahr 1916 zur An-

wendung kommt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 22. November 1915.

Günther.

(L. S.)
Frhr. v. d. Recke.

——.

 DAXXXII. Verordnung
vom 25. November 1915

zur Ausführung des Kapitalrentensteuergesetzes vom 22. November 1915.

Zur Ausführung des Kapitalrentensteuergesetzes vom 22. November 1915 ver-

ordnen wir auf Grund des § 7 desselben, was folgk:

Art. 1.

Der Besteuerung auf Grund des Kapitalrentensteuergesetes vom 22. November

1915 unterliegt das gesamte nach den §§ 12 und 14 des Einkommenstenergesetzes

vom 28. Juni 1913 (Ges.-S. S. 243) und nach den Art. 16 bis 19 der Ver-

ordnung vom 28. September 1913, betressend die Ansführung des Einkommen-

steuergesetzes (Ges.=S.S.453), zu berechnende sleuerpflichtige Kapital- und Renten-

einkommen der nach § 2 des Einkommenstenergesetzes sleuerpflichtigen natürlichen

und juristischen Personen, soweit sie nicht nach den §§ 5 und 6 von der Ein-

kommensteuer befreit sind, einschließlich des nach § 8 Ziff. 1 dem eigenen Ein-

kommen hinzuzurechneuden Kapital= und Renteneinkommens der Haushallungs-

angehörigen.
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Art. 2.

Zu dem Einkommen aus Nießbrauchsrechten au Kapitalvermögen (§ 1030ff.

des Bürgerlichen GeseLbuchs) gehört auch das Einkommen aus einem in dem bis-

herigen ehelichen Güterrechte begründeten Nießbrauche des überlebenden Ehegatten

an dem Kapitalvermögen des verstorbenen Chegatten (Art. 134 des Ausführungs-=

gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vom 11. Juli 1899, Ges.-S. S. 51).
Nutznießung an Kapitalvermögen findet an dem Kapitalvermögen der Chefrau

auf Grund der 8 1363 ff.,an dem Kapitalvermögen der Kinder auf Grund der

85 1649 ff., 1685 und 1757 und an dem zum Gesamtgute bei fortgesetzter Güter-

hemeinschaft gehörigen Kapitalvermögen auf Grund des 8 1487 des Bürgerlichen

Gesetbuchs statt.
Art.

Bei der Veranlagung zur Ginibpiofnhinor ist sorgfältig zu prüfen, ob nicht

in dem Einkommen aus dem in den §§ 15 bis 17 des Einkommenstenergesetzes

angegebenen Einkommensqnellen, namentlich in dem bilanzmäßigen Einkommen der

Gewerbetreibenden, kapitalrentensteuerpflichtiges Einkommen enthalten ist.

Art. 4.

Lasten, die nicht privatrechtlicher Natur sind, sondern von den Kapital-

bezügen auf Grund geseblicher Bestimmungen zu entrichten sind, wie z. B. die

mit der Nußnießung des Vermögens minderjähriger Kinder verbundene Pflicht zur

Bestreitung ihres Lebensunterhalts sind nicht abzugsfähig.

Art. 5.

Die auf der Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli 1911 (N.G.Bl. S. 509)

und auf dem Versicherungsgesetze für Angestellte vom 20. Dezember 1911 (R.G.Bl.

S. 989) beruhenden Rentenbezüge, sowie die Ruhegehälter und Wartegelder der

Beamten, die Witwen= und Waisengelder usw., die auf einem öffentlichen oder

privaten Dienst= oder Arbeitsverhältnisse beruhen und daher als Entgelt für frühere

Dienstleistung, Arbeit oder Berufslätigkeit einer Person an diese selbst oder deren.

Hinterbliebenen gewährt werden, unterliegen der Kapitalrentensteuer nicht. Dagegen

sind Renten aus Versicherungsanstalten, Versorgungs-, Pensions-, Witwen= und

ähnlichen Kassen, soweit sie gegen Einlagen der Empsänger bezogen werden, die

nicht auf Grund gesetzlicher Verpflichtung geleistet worden sind, kapitalrentensteuer-

pflichtig.
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Art. 6.

Die Veranlagung des kapitalrentensteuerpflichtigen Einkommens der im § 4

Abs. 3 des Kapitalrentensteuergesehes bezeichneten juristischen Personen erfolgt durch
die Bezirkskommissionen auf Grund der eingereichten Kapitalverzeichnisse unter ent-

sprechender Anwendung der Vorschriften des § 42 Abs. 2 bis 5 des Einkommen-

steuergesetzes.

Der Veranlagungskommissar hat in der alljährlich gemäß 8 28 des Ein-

kommenstenergesetzes zu erlassenden Bekanntmachung und in den Vordrucken zu

den Steuererklärungen der jurislischen Personen auf die Vorschrift des § 4 Abs. 3

des Kapitalrentensteuergesehes ausdrücklich hinzuweisen.

Art. 7.

Nach Beendigung der Veranlagung eines Bezirks hat der Veranlagungs-

kommissar sofort eine Kapitalrentensteuernachweisung für jede Gemeinde (Guts-

bezirk) des Bezirks nach vorgeschriebenem Vordruck anzulegen. In diese Nach-

weisungen sind alle Personen aufzunehmen, die auf mindestens 100 “ Einkommen

aus Kapitalvermögen zur Einkommensteuer veranlagt worden sind.

Die Kapitalrentensteunernachweisungen zerfallen in zwei Abteilungen; in der

ersten Abteilung sind die natürlichen, in der zweiten die juristischen Personen in

der Reihenfolge der Einkommensnachweisung aufzuführen; auf die Nummer der

lehteren ist zu verweisen.
Art. 8.

Auf Grund der Kapitalrentensteuernachweisungen hat der Veranlagungs-

kommissar sofort eine Steuerrolle für jede Gemeinde (Gutsbezirk) nach einem eben-

falls vorgeschriebenen Vordruck aufzustellen und an das zuständige Steneramt ab-

zugeben. Dieses rechnet die Stenerrollen auf, seht die Zahl der steuerfreien und

die Zahl der sleuerpflichtigen Personen mit gleichen Steuerbeträgen seitenweise und

im ganzen fest und berechnet das Monats-Sollaufkommen für jede Gemeinde

(Gutsbezirk).

Hierauf stellt es die Ergebnisse dieser Ermittelungen nach Gemeinden (Guts-

bezirken) geordnet in eine Übersicht für den gesamten Steueramtsbezirk zusammen

und legt die Steuerrollen mit zwei Ausfertigungen dieser Übersicht dem

Ministerium vor.
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Art. 9.

Das Ministerium siellt die Steuerrollen nach rechnerischer Prüfung durch

das Revisionsbureau fest und gibt sie nebst einer Ausfertigung der Bezirks-

übersicht an den Veranlagungskommissar weiter. Dieser übersendet die Steuer-

rollen nebst den inzwischen ausgefertigten Steuerbenachrichtigungen zusammen mit

den Einkommensteuerrollen und den zu diesen gehörigen Steuerbenachrichtigungen

an die Gemeindevorstände (Vertreter der Gutsbezirke).

Art. 10.

Die Steuerbenachrichtigungen sind nach Eintragung eines etwaigen Gemeinde-

zuschlags von den Gemeindevorständen (Vertretern der Gutsbezirke) zugleich mit

den Einkommenstenerbenachrichtigungen und in demselben verschlossenen Briefum=

schlage den Steuerpflichtigen zuzustellen.

Art. 11.

In jeder Gemeinde (Gutsbezirk) ist zur Einhebung der Kapitalrentenstener-

beträge ein besonderes Hebebuch anzulegen. Die einzelnen Steuerbeträge können

jedoch auch in das Einkommenstener-Heberegister auf besonderer Zeile aufgenommen

werden, wenn hiervon Verwirrung nicht zu besorgen ist.

Die Einhebung der Kapitalrentensteuer erfolgt gleichzeitig und in demselben

Verfahren mit der Einkommenstener.

Art. 12.

Die Gemeindevorstände (Vertreter der Gutsbezirke) haben die Kapitalrenten-

steuerrolle zusammen mit der Einkommensteuerrolle bis Ende Mai des lanfenden

Steuerjahres an das Steueramt abzugeben.

Art. 18.

Zu= und Abgänge an Kapitalrentensteuer hat der Veranlagungskommissar in

den monatlichen Einkommensteuer-Zu- und Abgangslisten auf besonderer Zeile zu

verrechnen.
Art. 14.

Die Gemeinden (Vertreter der Gutsbezirke) haben die Kapitalrentensteuer
Fleichzeitig mit der Einkommensteuer abzuliefern.
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Art. 15.

Die Einlegung eines Rechtsmittels gegen das Ergebnis der Veranlagung zur

Einkommensteuer bezieht sich zugleich auf die Veranlagung zur Kapitalrentenstener.

Rechtsmittel, die sich lediglich gegen das Ergebnis der Veranlagung zur

Kapitalrentenstener richten, sind innerhalb der im § 46 Abs. 2 und § 51 Abfs. 1

des Einkommenstenergesetzes bestimmten Fristen einzulegen; derartige Berusungen

sind tunlichst zusammen mit den gegen das Ergebnis der Veranlagung zur Ein-

kommensteuer eingelegten Berufungen zu erledigen.

Art. 16.

Die Untersuchung und Bestrafung wegen Kapitalrentenstener-Hinterziehung

erfolgt, wenn damit zugleich eine Einkommensteuer-Hinterziehung verbunden ist, in

dem gleichen gemäß 8 63 des Einkommensteuergesebes und Art. 65 der Verord-

nung vom 28. September 1913, betr. die Ausführung des Einkommensteuergesetzes

(Ges.=S.S.455), einzuleitenden Verfahren.
Ebenso wird in einem solchen Falle die hinterzogene Kapitalrentensteuer zu-

gleich mit der hinterzogenen Einkommenstener festgesetzt und eingezogen.

Rudolstadt, den 25. November 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abteilung der Finangen.

Wißmann.
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Gesetzsjammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

13. Stück vom Jahre 1915.

Juhalt: Ministerial. Bekanntmachung, beiressend eine Anderung der Postordnung. S. 95. —
Polizei-Verordnung über den Verkauf und die sonstige überlassung von Wassen an

Ingendliche. S. 97.

 XXXIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 20. November 1915,

betreffend eine Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.

Die nachstehende Anderung der Postordnung vom 20. März 1900 (Ges.-S.

S. 197) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Rudolstadt, den 20. November 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.

In Vertretung:

Merner.

Anderung der Postordnung vom 20. März 1900.
Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen vom 28. Oktober 1871

(R.G.Bl. S. 347) und des 8 3 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Erleichterung

des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908 (R.G.Bl. S. 321) sowie auf Grund des

Artikels 1 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 21. Oktober 1915 (N.G.Bl.

S. 677), betreffend die Fristen des Wechsel= und Scheckrechts für Elsaß-Lothringen,

Ostpreußen usw., wird die Postordnung vom 20. März 1900 wie folgt geändert.

Fül Schworzb.-Rudolß. Gesezjammlung I.XXVI. 18

Ausgegeben in Rudolstadt am 9. Dezember 1915.
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1. Im 8 18a „Postprotest“ erhält der Abs. v unter I und C folgende Fassung:

13. Postproteslaufträge mit Wechseln, die in Elsaß-Lothringen oder in

Ostpreußen in den Regierungsbezirken Allenstein und Gumbinnen sowie in

den Kreisen Gerdauen und Memel zahlbar sind, oder mit solchen in anderen

Teilen Ostpreußens oder im Stadtkreise Danzig zahlbaren gezogenen Wech-

seln, die als Wohnort des Bezogenen einen Ort augeben, der in einem der

bezeichneten Teile Ostpreußens (Regierungsbezirke Allenstein und Gum-

binnen, Kreise Gerdauen und Memel) liegt, werden erst an folgenden Tagen

nochmals zur Zahlung vorgezeigt:

a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli

1914 bis einschließlich 28. Jannar 1916 eingetreten ist,

am 31. Jannar 1916;

b) wenn der Zahlungstag des Wechsels am 29. Jannar 1916 oder

später eintritt,

am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage.

Solange die Verlängerung der Fristen des Wechsel= und Scheckrechts

nach der Vorschrift des vorhergehenden Satzes besteht, kann der Auftrag-

geber verlangen, daß ein davon betroffener Wechsel mit dem Postprotest-

auftrage schon am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage des Wechsels

nochmals zur Zahlung vorgezeigt und, wenn auch diese Vorzeigung oder

der Versuch dazu erfolglos bleibt, protestiert werde. Dieses Verlangen ist

durch den Vermerk „Ohne die verlängerte Protestfrist“" auf der Rückseite

des Postprotestauftrags auszudrücken. Auch kann die Post damit betraut

werden, für solche Wechsel neben der Wechselsumme auch die für die ver-

längerte Frist vom Tage der ersten Vorzeigung des Wechsels an fälligen

Weochselzinsen einzuziehen und im Nichtzahlungsfalle deswegen Protest zu

erheben. Wird hiervon Gebrauch gemacht, so ist in den Vordruck zum

Postprotestauftrage hinter „Betrag des beigefügten Wechsels“ einzutragen

„nebst Verzugszinsen von 6 v. H. vom Tage der ersten Vorzeigung, näm-

lich vom ........ab“.Der Zeitpunkt, von dem an die Zinsen zu be-

rechnen sind, ist nicht anzugeben, wenn die Post die erste Vorzeigung des

Wechsels bewirkt. Hat der Auftraggeber die Einziehung der Zinsen ver-

langt, so wird der Wechsel nur gegen Bezahlung der Wechselsumme und
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der Zinsen ausgehändigt, bei Nichtzahlung auch nur der Zinsen aber wegen

des nicht gezahlten Betrags Protest mangels Zahlung erhoben.

C. Als Zahlungstag gilt der Fälligkeitstag des Wechsels oder, wenn

dieser ein Sonn= oder Feiertag ist, der nächste Werktag. Fällt der Schluß-

tag der Frist zur Vorzeigung des Wechsels auf einen Sonn= oder Feiertag,

so wird der Wechsel am nächsten Werktage zur Zahlung vorgezeigt. Die

Postverwaltung behält sich vor, die Vorzeigung der Wechsel, deren Protest-

frist am 31. Jannar 1916 (Abs. B) abläuft, auf mehrere vorhergehende

Tage zu verteilen.

2. Die Anderungen treten sofort in Kraft.

Berlin, den 21. Oktober 1915.

Der Reichskanzler.
In Vertretung:

Kraetke.

&amp;AXXXIV. Polizei-Verordnung
vom 20. November 1915

über den Verkauf und die sonstige Uberlassung von Waffen an Jugendliche.

Auf Grund des § 3 des Gesehes vom 6. Dezember 1892, betreffend die

Strafandrohung der Polizeibehörden und den Erlaß polizeilicher Verordnungen

(Ges.-S. S. 238), wird hierdurch verordnet, was folgt:

81.

Es ist verboten, Handfeuerwassen, Munition, Dolche und im Griff feststehende
Messer an Personen unter 18 Jahren zu verkaufen oder sonst zu überlassen.

§ 2.

Ausnahmen von dem Verbot des § 1 können von den Landratsämtern zu-

gelassen werden, wenn ein dringendes Bedürfuis dafür vorliegt, oder wenn der

Ingendliche der Waffe zur Ausübung seines Dienstes, Berufes oder Gewerbes

bedarf.
1
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Die Genehmigung wird schriftlich auf Widerruf erteilt. Der Inhaber hat

die Bescheinigung darüber jederzeit bei sich zu führen und der zuständigen Behörde

oder dem zuständigen Beamten auf Verlangen vorzuzeigen, solange er die darin

bezeichuete Waffe trägt.
83.

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu

150 Mark oder im Unvermögensfalle mit entsprechender Haft bestraft, sofern nicht

nach den bestehenden Gesetzen eine härtere Strafe verwirkt ist.

Derselben Strase verfallen die Aussichtspersonen der Jugendlichen (Eltern,

Pflegeeltern, Vormünder usw.), die ihren Pflegebefohlenen Wassen der im § 1 be-

zeichneten Art ohne Genehmigung des Landratsamtes (§ 2) überlassen.

Bei der Bestrafung nach Abs. 1 oder 2 kann neben der Geldstrase oder Haft

auf. Einziehung der Waffen erkannt werden, gleichviel ob sie dem Bestraften ge-

hören oder nicht. Ist die Bestrafung einer bestimmten Person nicht ausführbar,

so kann auch selbständig auf Einziehung der Waffen erkannt werden.

84.

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft.

Rudolstadt, den 20. November 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abteillung des Innern.

Werner.
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Gesetzjammlung
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.

14. Stück vom Jahre 1015.

Inhalt: Ministerial-Verordnung über Verichterstouumg der nicht gewerbsmäßig betriebenen
Arbeitsnachweise. S. 99#.

 LAXXXV. Ministerial-Verordnung
vom 22. Dezember 1915

über die Berichterstattung der nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeits-

nachweise.

Auf Grund von § 15 des Stellenvermittlergesetzes vom 2. Juni 1910

(R.G.Bl. S. 860) wird für die nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeits-

nachweise im Fürstentum folgendes bestimmt:

81.
Die Arbeitsnachweise haben zu Beginn jedes Monats über die Zahl der

Arbeitsuchenden, der offenen und der besehten Stellen während des abgelaufenen

Monats auf den vom Kaiserlich Statistischen Amt kostenlos zur Verfügung ge-

stellten Vordrucken Bericht zu erstatten. Für die Anschreibung bei den Arbeits-

nachweisen und die Ausfüllung der Vordrucke sind die darauf abgedruckten Grund-

sätze maßgebend. Falls ein Arbeitsnachweis in einem Monat keine Tätigkeit enl-

faltet hat, ist Fehlanzeige zu erstatten.

82.
Die Berichte (Fehlanzeigen) sind an den Verband Thüringischer Arbeitsnach-

weise in Jena spätestens bis zum 7. des auf den Berichtsmonat folgenden Monats,

erstmals bis zum 7. Februar 1916 für den Monat Jannar 1916, einzureichen.

Die Einreichung hat in zwei Slüchen zu erfolgen.
Fül. Schwarzb.-Nudolst. Gesetzlommlung I.XX

— in Rudolftadt am 31. Dezenber sols.
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83.

Der Verband Thüringischer Arbeitsnachweise hal die Berichte (Fehlanzeigen)
so zeitig an das Kaiserlich Statistische Amt, Abteilung für Arbeiterstatistik, in

Berlin weiter zu geben, daß sie dort spätestens am 10. des auf den Berichtsmonat

folgenden Monats eingehen. Nicht weiter zu geben sind die Berichte (Fehlanzeigen)

von Arbeitsnachweisen, die voraussichtlich weniger als 200 Stellen im Jahr be-

setzen werden.

Gleichzeitig hat der Verband Thüringischer Arbeitsnachweise einen Textbericht

über die Lage des Arbeitsmarktes in seinem Bezirk an das Kaiserliche Statistische

Amt zu erstatten.

84.
Nach § 16 des Stellenvermittlergesetzes werden Leiter und Angestellte eines

nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweises mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig

Mark oder mit Haft bestraft, wenn sie den Bestimmungen in § 1, 2 dieser Ver-

ordnung zuwiderhandeln.

Rudolstadt, den 22. Dezember 1915.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Abtellung des Innern.

Werner.
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